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An das Gewissen der Welt.
So ist eine Denkschrift überschrieben, die die

von der amerikanischen „Gesellschaft der Freunde14

nach Mitteleuropa entsandten Vertreterinnen Jane

Adams, Carolina Wood und Dr. Alice Hamilton,
denen sich noch auf die Bitte der Deutschen

Gesellschaft für staatsbürgerliche Erziehung
Dr. Aletta Jacobs, Haag, anschloß, über die Er¬

nährung* Verhältnisse in Deutschland verfaßt haben.
Für die Träger der Sozialversicherung wird in
desem Bericht die ihnen recht deutlich fühlbare
Tatsache bestätigt, daß der Nahrungsmangel
geradezu verheerend auf die Gesundheits¬
verhältnisse der minderbemittelten Klassen in

Deutschland gewirkt hat

Der von Dr. Alice Hamilton unterzeichnete
Bericht bringt an einzelnen Stellen geradezu
erschütternde Beweise für die ungeheuere
Schädigung der Volksgesundheit Wir lassen
seinen wesentlichsten Inhalt, soweit er für die in
der Praxis der Sozialversicherung Stehenden ven

Bedeutung ist, hier folgen:
.•Auf unserer Reise durch Deutschland haben

*jr Berlin, Halle, Leipzig, Chemnitz, Dörfer im

-en Sachsens, Frankfirt a. M. und Breslau und

wgebung besucht. Überall haben die Bereit¬

willigkeit und das Wohlwollen der städtischen
Arzte und der Leiter der städtischen Woblfahrts-

*inrichtungen uns geholfen, damit wir die Kinder
in >änglingsheiraen, Waisenhäusern, Kinderhorten,
Schulen, £pielp ätzen und Krankenhäusern sehen
konnten. Die Mütter haben wir in Mütterheimen
und in den Privatwohnungen besucht. In den

öffentlichen Volks- und Mittelstandsküchen haben
w*r viele Frauen beisammen gesenen.

In den Krankenhäusern wurden wir von weit-
iibmten Professoren und Ärzten geführt und

'formiert. D°rt hörten wir in allererster Linie,
*ie entsetzlich die Tuberkulose infolge der jahre»
'*ngen Unterernährung zugenommen hat. Im
Jahre 1913 gl übte man in Deutschland die
Tuberkulose als-J/olkskrankheit nahezu besiegt
*u hi'en. Die Sterblichkeit war von 26 Fällen
jw 10 000 Einwohner, welche noch im Jahre 1892
Jülich vorkamen, im Jahre 1913 auf 14 gesunken.

Während des Krieges ist die Zahl gewaltig ge¬

stiegen. Sie hatte im Jahre 1917 bereits 471/*

erreicht und steigt noch immer. In Deutschland

sind im letzten Jahre aliein an Lungentuberkulose
75000 Menschen gestorben.

Es ist zur Zeit allgemein bekannt, daß die

Tuberkulose durch schlechte Ernährung zunimmt,
durch eine gute Ernährung jedoch geheilt werden
kann. Eine effektive Bekätxpfung der Tuberkulose
in Deutschland ist also erst nieder möglich, wenn
die Nahrungsmittelnot aufhört, besonders der Fett-

mang"l. Bei den Kindern muß dann noch mit

allen Mitteln der große M mgel an Kalk aufgehoben
werden, durch den 100000 von ihnen die englische
Krankheit bekommen, und es muß schnell ge¬
handelt werden, wenn die heranwachsende Juyend
Deutschlands nicht ganz vernichtet werden soll.

In den Krankenhäusern und Polikliniken der

Professoren, in die wir eingeführt wurden, litten

ungefähr alle Frauen und Kinder, die dorthin

kamen, an Tuberkulose. Kein Wunder! Wenn

wir Kinder fragten, was sie gefrühstückt hatten,
erhielten wir immer wieder dieselbe Antwort:

Morgens Kaffee (und der war Ersatz) ohne Milch

mit trockenem Brot, hin und wieder Sacharin¬

marmelade auf dem Brot; mittags: Suppe von

Trockengemüse, schlechte Kartoffeln od.-r Mehl¬

suppe ohne Fett und ohne Fleisch; abends häufig
nichts oder wieder Kaffee ohne Milch und trockenes

Brot. Und die Lungentuberkulose war noch nicht

einmal die schlimmste Tuberkulose, welche wir

fanden. Wir sahen so viele und solche ernste

Fälle von Knochentuberkulose, daß wir nicht ge¬

glaubt halten, daß s< Iche in Europa vorkämen.

Lediglich in Britisch-Indien kamen bisher solche

fürchterlichen Fälle nach einer langanhiltenden
Hungersnot vor. Natürlich gibt es auch noch

andere Ursachen für die entsetzliche Zunahme

der Tuberkulose als der langandauernde Hunger.
Erkältungskrankheiten, besonders auch psychische
Einflüsse sind daran beteiligt, denn die große
Misse der deutschen Bevölkerung befindet sich

in einem Zustand entsetzlicher Hoffnungslosigkeit.
Überall sahen wir in den Straßen der Städte,
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namentlich in den Industrievierteln, bleiche,
schwach aussehende, abgemagerte Menschen.

Häufig war die Abmagerung so stark, daß die

Menschen nur noch Haut und Knochen waren.

Die Kinder haben eine graue Hautfarbe und dünne,
schlaffe Arme und Beine. Sogar in Fällen, wenn

das Gt-sicht einen solchen verkümmerten Körper
nicht vermuten ließ. Wo wir Kinder in einem

Luftbad sahen, m t nacktem Oberkörper, waren

wir entsetzt ob «er fürchterlichen Abmagerung.
Die S^hulterblä'ter standen bei den Jungen aus

wie Flügel, man konnte die Rippen und die Wirbel

des Rückens zählen Die mageren, knochigen
Arme und Beine erschienen noch dünner durch

die angeschwollenen Gelenke als Folge der eng¬

lischen Krankheit. Alle Kinder waren etliche

Zentimeter zu klein für ihr Alter. Ab und zu

waren sie im Wach tum so zurückgeblieben, daß

sie Zwerge schienen. So auffa lend war die Wir¬

kung des langandauernden Hurgerns auf die

Tuberkulose bei allen Klassen der Bevölkerung,
daß die deutschen Ärzte beginnen zu sagen, die

Primär-Tuberkulose müsse weniger als eine

Infektionskrankheit denn vielmehr als Ernährungs¬
krankheit betrachtet werden, und sie müsse fortan

rr.ehr mit einer guten Ernährung als mit Heil¬

mitteln und Abwehrmaßnahmen bekämpft werden.

Die Tuberkulose ist jedoch nicht die einzige
Ernährungskrankheit, welcher wir begegnet sind.

Die englische Krankheit, welche früher fast aus¬

schließlich in den ärmsten Familien vorkam, ist

jetzt sehr verbreitet in allen Gesellschaftsklassen;
mit der Schwächung und Verkrümmungder Knochen

geht eine anormale Zerbrechlichkeit Hand in Hand.

Infolge der geringsten Ursachen kommen spontane
Frakturen, plötzliche Beinbrüche vor. Ein Fall,
ein Stoß genügt, um die Knochen, welche keine

Widerstandsfähigkeit besitzen, zu brechen. Auch

bei g; nz kleinen Kindern gibt es häufig spontane
Frakturen.

Dazu hat die Anämie, die Blutarmut, Formen

angenommen, wie nie zuvor. Wir sahen ein Kind

mit nur 30 von 100 roten Blutkörperchen im Blute.

(Normal 80.) Häufig tritt ein ödem (Hunger¬
wassersucht) als Folge der schlechten Blut¬

mischung auf. In einem Waisenhaus litten alle

150 Kinder an Hungerwassersucht.
Auch die Krankheiten der Eingeweide, welche

von der Unverdaulichkeit der Lebensmittel, be¬

sonder s durch das ungenießbare schlechte Brot

verursacht werden, nehmen fortwährend zu: Darm¬

katarrhe, Darmblutungen, Entzündungen der Ein¬

geweide. Der Mangel an Seifen ur d desinfizier enden

Stoffen hat den Hautkrankheiten gewaltig in die

Hand gearbeitet. Man hat uns erzählt, daß allein

in Berlin mehr als 100 000 Häuser verlaust sind.

Alle Mittel, um Menschen und Gegenstände rein

zu halten, fehlen.

Wenn wir in einer Stadt waren, mußten wir

uns mm.er aufs neue sagen: Hier sieht es noch

furchtbarer aus als dort, wo wir zuerst waren,
und immer wieder bot die nächste Stadt, welche

wir besuchten, ein noch viel entsetzlicheres Bild

des Elends. Schließlich hat der Eindruck sich

behaupter, daß es in vielen Städten Sachsens noch

schlimmer ist als in Berlin. Aber auch in Frank¬
furt a. M. haben wir großes Elend vorgefunden,
wenn die Stadt auch h;jrt am besetzten Gebiete

iegt, welches gut mit Nahrungsmitteln versorgt
wird«

In Leipzig waren wir in einem Kinderheim.

Dorthin kamen während der Ferien täglich Hun¬

derte von Kindern. Jungen und Mädchen, im

Alter von 6 bis 14 Jahren. Das Heim liegt außer
halb Leipzigs; die Kinder spielen dort in der freipn
Namr und verbringen den ganzen Tag in d esem

Heime. Ihr Brot bringen sie mit; im Hause be.
kommen tie täglich zweimal ein viertel Liter
Mehlsuppe. Aber von 670 Kindern, die wäh rend

unseres Besuches dort waren, hatte roch n.

die Hälfte auch nur ein ganz kleines Stückchen
Brot ncithekommen, weil ihre Mütter kern Brot
mehr halten. Das hübe Liter dünne Mehlsuppe
des Tages war ihre ganze Nahrung. Wir haben
d ese Suppe gekostet. Wie schlecht schmeckt
sie! Wir konnten überhaupt nicht verstehen, daß

die Kinder sie essen wollten, und dennoch wollten
sie viel, viel mehr davon haben, als sie bekommen
konnten.

Wir haben die Kinder sich ausziehen und in

einer Reihe sich autstellen lassen. Kinder von

6 bis 14 Jahren. Alle waren sie in ihrer Größe,
im Körperumfang und im Gewicht weit unter denn,

normalen Maß. Dabei haben die Jungen unter

dem Hunger noch mehr gelitten als die Mädchen

In viele Volks- oder MittelstandskÜLhen kirnen

wir gerade in dem Augenblick, als das Essen

fertig war und geholt oier dort verzehrt wurde.

Überall die flaue, kraftlose Suppe von Kriegsmehl
oder Trockengemüse, oder Sauerkraut mit Kar

toffeln und ein paar Tropfen Pflanzenbutter. In:

städtiset en Waisenhaus zu Berlin saßen die Waisen

gerade bei Tisch. Sie waren alle rhachitisch, und

auch dort bildete nur diese gänzlich ungenügende
Suppe die Hauptmahlzeit des Tages. Wo immer

wir waren, überall derselbe Mangel an Lebens

mittein, und was an Lebensmitteln vorhanden war

hatte keinen oder ganz geringen Nährwert Und

stets konnten wir feststellen, daß nicht nur die arme

Brvölkerung infolge des Mangels an Nahrung*
mittein leidet. Die Mitte!stanasküchen jeder Att,
auch die am be ten bezahlten, sind mindestens

ebenso schlimm daran wie die unterste Stufe.

Die wenigen Sparpfennige aus der Friedenszeit

sind schon längst für teure Lebensmittel ab¬

gezehrt. Die Gattin eines bekannten Biologe;,
erzählte uns, daß sie und ihr Gat e häufig morgens,

wenn es gar nichts mehr zu essen im Hause gab,
jeder in einer andern Richtung ausgingen, um

zu sehen, ob irgendwo noch etwas für die dre

hungernden Kinder zu finden war.

Die Lehrer an den Dorfschulen erzählten uns

daß täglich immer mehr Kinder das Klassenlokai

verlassen müssen, um ihre Morgenstulle, welche

sie nicht vertragen können, auszubrechen, und

daß sie zu schwach und zu elend sind, um dem

Unterricht folgen zu können. In vielen Fällen ist

die Zahl der Schüler durch Krankheit und Toi

der Kinder auf die Hälfte herabgesunken.
Eine entsetzliche Trostlosigkeit, welche häutig

in Verzweiflung übergeht, hen seht in der breiten

Masse der Bevölkerung. Während die heiße Juli¬

sonne brannte, dachte man bereits schaudernd

daran, wie es im Winter werden wird, wenn zum

Hunger sich noch die Kälte gesellt.
Das Gespenst der Kohlennot droht für den

kommenden Winter. Mit der körperlichen ist auch

die physische Widerstandsfähigkeit verschwunden.
Und bei allen herrscht der quälende Gedanke

Wie werden wir durch den Winter kommen! Be;

vielen ist er zu einer fixen Idee geworden. Wenn

die Zustände fortbestehen bleiben, die wir

Deutschland gesehen haben, dann wächst in Mittel¬

europa ein Geschlecht heran, welches körperlich
und seelisch durch und durch krank ist, so daß

es zu emer Gefahr für de gange Welt wird. Pie

ganze Welt mu'J sich deshalb oaldmcghchst zu
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saromenschließen, um den hungerleidenden Men¬

schen in den verschiedenen Teilen Europas so¬

lange Nahrung zu verschaffen, bis die Produktion

der gestiegen ist und jedes Land seine eigenen

Bedürfnisse decken kann."

Je länger je mehr werden die Krankenkassen

und die sonstigen Träger der Rt ichsversicherung

die Folgen der durch die geschilderte Unter¬

ernährung hervorgerufenen Schädigung der Volks-

^undheit verspüren. Große Aut Wendungen

werden erforderlich sein, um auch nur einiger¬
maßen diese Schädigungen wieder auszugleichen.
In erster Linie wird dazu für eine ausreichende

Ernährung der minderbemittelten Volksschichten

gesorgt werden müssen. Daneben aber muß ein

weitgehender Ausbau der gesamten Sozialver¬

sicherung eintreten, um die durch die Folgen der

Unterernährung gesundheitlich Geschädigten mit

allen Mitteln wieder arbeitsfähig zu machen Denn

die Gesundheit ist des Volkes höchstes Gut.

Die deutsche Arbeiterversicherung in den Jahren 1914—1017.
Von H. Fehllnger, München. ^Schluß.)

2. Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung.

Die Durchführung der Invaliden- und Hinter-

bliebenenversicherung oblag in allen hier in

Betracht gezogenen Jahren 31 territorialen Ver¬

sicherungsanstalten und 10 Sonderanstalten für

den Bergbau- und Verkehrsbetrieb. Auskunft

über die Zahl der versicherten Personen gibt die

amtüche Statistik nicht; sie beschränkt sich in der

Hauptsache auf die Mitteilung der finanziellen

Ergebnisse des Versicherungsbetriebes.

Die Zahl der eingezahlten Wochenbeiträge

fing in den Jahren 1914 bis 1916 stark zurück,
;yi7 stieg sie wieder nräßig, was nachstehende

Toersicht zeigt:

>•

1013

1914

1915

1917

Zahl der

Woebenbeitrsge

752117 687

680 749 917

584 583 723

573 100 569

584 929 454

Zu-«.derAbnahuiegegen daaYorjahr
Zahl

t- 21 269 596

71 367 770
- 96166194

11483154

4- 118.8 885

v. fl.

+ 2,9
9,5

14,1
2,0
2,1

Verglichen mit 1913 war die Zahl der Beiträge
1916 um 179017118 oder fast 24 v. H. und 1917

um 1Ü7188 233 oder 22 v. H. geringer. An

Quittungskarten gingen ein 1917 9 834 712 (da¬
runter 38161 für Seibstversicherung), 1916

1044*168, 1915 10938 866 usw. Die Sonder-

alten ziehen die Beiträge in der Regel bar

ein, sie haben also keine Quittungsmarken. Eine

Au-nahme macht die Invaliden-, Witwen- und

Waisenversichei ungskasse der Seeberufsgenossen¬
schaft, bei der für bestimmte Versicherte (nicht
angemusterte Seeleute usw.) die Beiträge duich

Verwendung von Quittungsmarken und Marken

m entsprechender Anwendung der Reichsver¬

sicherungsordnung entrichtet werden.

Die Summe der Beitragseinnahmen gingen un¬

gefähr in demselsen Maße zurück wie die Zahl der

Beiträge. Es wurden an Beiträgen eingenommen:

Mehl oder weniger ab Im Vorjahr

1913

t barhaupt
Mk.

262 759 000

241 542 000

203 2" 3 000

'201 322 000

225 861 000

Betiag in Mk.

4- 14 302 000

1217 000
- "8 289 000

1 931 000
- 24 539 000

T

v. H

5,8
8,1

15.9

0,9
12,2

in der Verteilung an Zahl der Beiträge auf
4ie einzelnen Lohnklas?en fällt auf, daß die Lohn-

«aase V im Jahre 1917 erheblich stärker besetzt
*ar als vordem; das ist eine Folge der durch die

«"gemeine Te erung notwendig gemachten Lobn-

hungen. Bei den 31 territorialen Anstalten
«•»'fielen von je 1000 vereinnahmten Wochen-

^trägen aui die

Lohnklsasc lau lyu 1915 iuie 1917

I . . .
78 72 78 77 63

II . . . 209 194 217 216 177

III. . . 257 257 266 255 216

IV. . . 164 160 146 141 136

V . . . 292 317 293 311 408

Bei den Sonderanstalten kamen schon vor

dem Kriege die Lohnklassen I—III wenig in Be¬

tracht. Auf die Lohnklasse V kamen von je
1000 Beiträgen 1913 623, 1914 633, 1915 606, 1916

60Ü und 1917 831.

Von der Summe der Beitragseinnahmen ent¬

fielen bei den territorialen Anstalten auf die

höchste Beitragsklasse: 1913 40,1 v. HL, 19i4

42,9 v. H
,
1915 40,5 v. H., 1916 42,5 v. H. und 1917

52,1 v. H. Bei den Sonderanstalten trafen von

1913—1916 rund 67—70 v. H. der Beitragsein¬
nahmen auf die Lohnklasse V, 1917 ab r 86 9 v. H.

Die durchschnittliche Höhe des Wochenbeitrages

betrug in den Jahren 1913—1916 bei den Versiche¬

rungsanstalten etwa35 Pf., bei den Sonderanstalten

43 Pf., 1916 dagegen bei den ersteren 39,2 und bei

den letzteren 47,8 Pf.

Die Zahlungen an Renten erforderten von Jahr

zu Jahr steigende Summen; die Aufwendungen
für einmaliye Versicherung*leistungen stiegen bis

1916, 1917 gingen sie zurück. Es wurden fol¬

gende Beträge ausgezahlt:

ßenten Einmalige Leistungen

Jahr mehr

gegen das

mehr oder

weniger gegen

Mark Vorji.hr Mark da* Vorjahr

1913 187 862 000 6,3 v. H. 620 000 — 68,5 v.H.

1914 199 572 000 6,2 „
789 f00 4-27 3

„

1915 211523 000 6,0 „
2 727 000 - 245,5 „

1916 251732 000 19,0 „
2 985 000 ¦f- y,o

1917 278 940 000 10,8 „
2 743 000 — 8,1 ..

Die Zahlungen für Invalidenrenten nach § 1255

Abs. 1 RVO. erforderten bis einschließlich 1916

steigende Beträge; im Jahre 1917 haben sie gegen
das Vorjahr um rut.d zwei Millionen Mark ab¬

genommen. Die Steigerung der Ausgaben für

Krank^nrenten betrug 1915 etwa l1'» Millionen

Mark, 1916 über 11 Millionen Mark und 1917 mehr

als 4 Millionen Mark. An Altersrenten wurden

1915 um über 200000 Mk. weniger gezahlt als

1914; aber 1916 wurden infolge der Herabsetzung
der Altersgrenze von 70 auf 65 Jahre um 138, * Mil¬

lionen Mark mehr für diesen Zweck ausgegeben
als 1915, und 1917 trat 60gar eine Erhöhung der

Aufwendungen um über 15 Millionen Mark ein.

Die nächste Tabelle zeigt den Zugang an

Renten während der Jahre 1914 bis 1917 und

den durchscniiittlichen Betrag der zugewachsenen
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Renten. Eine wesentliche Änderung in der Höhe

der Renten fan i nicht statt.

Ort der Renten

Invalidenrenten
Krankenrenten.

Altersrenten .

Witwen- und

Witwerrenten

Waisenrenten .

Inval-'denrenten

Krankenrenten.
Altersrenten .

Witwen- und

Witwerrenten

Waisenrenten .

1914 1915 1916 1917

Zsbl dar Renten

130 609

11996

10 827

9 834

30 223

100 730

17 491

11715

11294

108(08

107 796

83 392

96 694

13255

112 665

103190
79833

72 712

15 736

96 225

60 oder mehj
Jshre

75 300

71455

Durchschnittlicher Betrag (Mark)

201

207

168

79

78

202

204

170

80

74

199

200

179

81

84

202

200

173

83

94

Die Wirkung des Krieges tritt namentlich in

einer starken Zunahme der Krankenrenten seit

1916 und der Waisenrenten seit 1915 zutage. Die

oben angegebenen Zahlen betreffend die Waisen¬

renten beziehen sieb auf die Waisenstämme, r icht

auf die Zahl der einzelnen Waisen. Das be¬

deutende Anwachsen der Altersrenten ist in der

Herabsetzung dr.r Altersgrenze begründet. Von

den Besitzern der neu hinzugekommenen Alters,
renten standen zur Zeit der RentenbewilligU,,
im Alter von 65 bia 69 Jahren 1916 81178 und

1917 64052, im Alter von 70 oder mehr Jahren
1916 15516 und 1917 8660. Von d n neuen In-

validenrentnern waren alt:

bis 39 40 bis 49

Jahre Jshre

1916 21602 10 894

1917 20 661 11174

Die Kriegsverhältnisse scheinen mindestens
bis zum Jihre 1917 keinen merkbaren Einfluß auf

das Alter des Eintritts der Invalidität gehabt zu

haben.
Die Gesamteinnahmen der Invaliden- und

Hinterbliebenenversicherung stiegen 1917 be¬

trächtlich ; sie machten 345,1 Millionen M uk aus, ver¬

glichen mit 309,4 Millionen 1916 und 309 3 Mi hWn

1915. Die Aasgaben beliefen sich 1917 auf 254

Millionen gegen 235,6 Millionen und 207,2 Mil'ioncn

1915. Das gesamte Vermögen aller Versicherungs¬
träger stellte sich am Schlüsse des Jahres 1917

auf 3182,9 Millionen Mark (gegen 2934,9 Millionen

1916), wovon 3039,3 Mil ionen in Darlehen und Wert-

papieren angelegt waren (1916 2806,5 Millionen)

Bei den Sonderanstalten ist in den Ausweisen

nur jen^r Teil des Vermögens eingestellt, der ol

die reichsgesetzliche Versicherung entfällt.

Verwaltung.
Bekanntmachung Ober die Nachweisung.

Verrechnung und Zahlung der von den Kranken¬

kassen auf Grund des Gesetzes vom 20. Sep¬
tember 1010 Ober Wochenhilfe und Wochen-

Iflrsorge (RGBl. S. 1757) verauslagten Betrige
fflr Familienhilfe und Wochenfürsorge. Vom

30.September 1919. (RGBl. Jahrgang 1919 Nr.205)
Gemäß § 205d Abs. 3 RVO. in der Faasung

des § 10 des Gesetzes vom 26. September 1919

über Wochenhilfe und Wochenfürsorge (RGBl.
S. 1757 und gemäß § 20 Abs. 3 diesen Gesetzes

wird über die Nachweisung, Verrechnung und

Zahlung der verauslagten Beträge für Familien¬

hilfe und W<>chenfürsorge folgendes bestimmt:

§ l. Die Krankenkassen haben für diese Aus¬

gaben besondere Nachweisungen nach anliegenden
Mustern zu fuhren.

§ 2. In die Nachweisungen sind nur erledigte
Unter8tützungsfälle aufzunehmen.

Falls nach Ablauf der Unterstützungsdauer

ein Ersatzanspruch gemäß § 21 a. a. O. noch

schwebt, kann der Unterstützungsfall in die Nach¬

weisung aufgenommen werden. Die der Kaase

erstatteten Beträge sind später unter Hinweis

auf die vorhergegangene Aufnahme dea Unter-

stutzungsfalles in der Nachweisung besonders

nachzuweisen.

§ 3. Die Nachwebungen 6ind aufzurechnen

und nebst den zugehörigen Belegen dem Ver¬

sicherungsamt einzureichen.

§ 4. Das Versicherungsamt bat die Nach-

weisungen zu prüfen. Ist eine Nachweisung nicht

zu beanstanden, so r» icht sie das Versicherungs-
amt mit einer Bescheinigung über die Prüfung
und eine Anweisurg zur Zahlung an die vom

Landesflnanzamt bezeichnete Kasse ein. Die Be¬

lege sind beizufügen.
Wird ein Unterattit?.ungsfall oder ein Unter¬

stützungsbetrag beanstandet, so ist die in die

Nachweiaung eingetragene Gesamtausgabe für

den Unterstützungsfall zu streichen und die be¬

richtigte Endsumme zur Zahlung anzuweisen. Hat

das Oberversicherungsamt über die Beanstaniung
entschieden, so ist der Unterstützungsfall erneut

nachzuweisen.

§ 5. Die Landesfinanzämter haben alljährlich
bis zum 1. März dem Reichsarbeitsministerium für

das vorangegangene Kalenderjahr mitzuteilen,

welche Beträge an Familienhiife und Wochen¬

fürsorge dureb die von ihnen bezeichneten Kassen

zu Lasten des Reiches gezahlt worden sind.

Angestellte und Beamte der Krankenkassen.

Verordnung d*s Ministers für Handel und Ge¬

werbe vom 7. Oktober 1919 (HMBl. S. 276.)

Die auf Grund des § 359 Absatz 4 RVO. er

lassenen Ausführungsbestimmungen und Anord¬

nungen, die durch § 10 der Verordnung vom

5. Februar d. J. (RGBl. S. 181) aufgehoben waren.

haben in Anwendung auf diejenigen Kassen¬

angestellten wieder Geltung erlangt, die eine

Erklärung gemäß § 8 des Gesetzes vom 18. Juli

d. J. (RGBl. S. 615) über ihren Wiedereint itt in

die Beamtenrechte und -pflichten oder gemäß §9
Absatz 1 a. a. O. abgegeben haben (vgl. Erlaß

vom 16. August d. J, HMBl. S. 229). Zu den

hiernach wieder in Kraft getretenen Bestimmungen

gehören auch der Erlaß vom 18. Februar 1914

(HMBl. S. 79) und die auf Grund dieses Erlasses

vonr den Oberversicherungsämtern erlassenen

Regulative, soweit si*» nicht etwa in einzelnen

Punkten gesetzlichen Vorschriften widersprechen.
Einer Änderung dieser Regulative stehen grund
sätzliche Bedenken nicht entgegen.

Gesetz zur Erglnzung des Mannschaft«-

Versorgungsgesetzes vom 31. Mal 1900 (Kt.BI.
S. 593l. des Offizierpensionsgesetzes vom 31. Mai

1900 (RGBl. S. 565) und des MilltSrhinterbllebeneo-

gesetzes vom 17. Mal 1917 (RGBl. S. 214). Vo«

4. Oktober 1919 (RüBl. S. 1787).
§ 1. — Den Kapitulanten, die während de»

Krieges 1914 bis 1919

a) zum aktiven Offizier oder aktiven Deckoffizier

wegen Tapferkeit vor dem Feinde befördert
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b) zum Offfzier des Beurlaubtenstandes (auch
Feldwebelleutnant) befördert,

c) mit einer Beamtenstelle der Militärverwaltung
auf Widerruf (Hilfsbeamtenstelle) beliehen

worden sind,

sind auf ihren Antrag die Versorgungsgebührnisse

su gewähren, die ihnen zustehen würden, wenn

sie durch die Beförderung oder Beleihung die

Ivgenschaft als „Kapitulant im Sinne des Mann¬

schaftsversorgungsgesetzes" nicht verloren hätten.

Dies gilt nicht für die unter c bezeichneten

Personen, die sich mit der Beleihung mit einer

Beamtenstelle auf Widerruf ausdrücklich ein¬

verstanden erklärt haben, obwohl sie auf die

Möglichkeit des Eintritts von Rechtsnachteilen

besonders hingewiesen worden sind.

§ 2. — Soweit hiernach der Z viversorgungs-

schein gemäß §§ 15,16 des Mannschaftsversorgungs-

gesetzes nachträglich verliehen wird, gilt er von

dem Zeitpunkt ab, an dem der Empfänger den

Anspruch auf den Schein erworben haben würde,

wenn er durch die Beförderung oder Beleihung

die Eigenschaft als „Kapitulant im Sinne des

Mannscha' tsversorgungsgesetzes" nicht verloren

hätte. Dieser Zeitpunkt ist auf dem unter dem

Datum seiner Verleihung auszufertigenden Scheine

zu vermerken*

Durch die Verleihung des Zivilversorgungs-

scheins wird ein etwaiger Anspruch auf liebühr-

nisse nach dem Offizierpensionsgesetze nicht be¬

rührt, eine etwa schon verliehene Aussicht auf

Anstellung im Zivildienst verliert jedoch ihre

Gültigkeit.
§ 3 — Hinsichtlich der Gewährung von Geld¬

gebührnissen auf Grund des Mannschaftsversor-

gungsgesetzes gelten folgende Vorschriften:

1 Neben diesen Gebührnissen sind gleichartige
auf Grund des Offizierpensionsgesetzes nicht

zuständig.
2. Ansprüche auf Grund des § 1 Abs. 2 des

Mannschaftsversorgungsgesetzes können noch

bis zum Ablauf des dritten auf die Verkündnng
dieses Gesetzes folgenden Monats, Ansprüche
auf Grund des § 1 Abs. 3 dagegen jederzeit
angemeldet werden. Im übrigen beginnt die

Frist für die Anmeldung der auf dieses Ge¬

setz sich gründenden Ansprüche aus dem

Mannschafts Versorgungsgesetze frühestens

it it dem ersten Tage des Monats, der auf die

Ve? kündung dieses Gesetzes folgt. Nach¬

zahlungen für eine vor der Verkündung dieses

Gesetzes liegende Zeit finden nicht statt.

3. Auf die Abfindung kommen die etwa schon

auf Grund früherer Bestimmungen aus dem¬

selben Anlaß gewährten Vergütungen in An¬

rechnung.

§ 4. — Die Vorschriften des § 1 und des § 3

Nr. 1, 3 gelten sinngemäß auch für die Abfindung
der Hinterbliebenen mit Versorgungsgebührnissen.

Verschärfung des Einstellungszwanges fflr

Schwerbeschädigte. Nach der Verordnung über cie

Beschäftigung Schwerbeschädigter vom 9. Januar

1919 waren alle öffentlichen und privaten Be¬

triebe, Bureaus und Verwaltungen verpflichtet,
^uf je 100 Arbeitnehmer einen Schwerbeschädigten
oder Schwerunfallverletzten zu beschäftigen. Nur

für die Landwirtschaft galt die beondere Be¬

stimmung, daß schon bei je 50 Arbeitnehmern

ein Schwerbeschädigter oder Schwerunfallver¬

letzter einzustellen sei. Die ungünstige Ent¬

wicklung des Wirtschaftslebens, die sich jetzt am
Eingang des Winters besonders fühlbar macht,
bat die Reichsregierung gezwungen, den Ein-

stellungszwang für Schwerbeschädigte zu ver¬

schärfen. Nach einer Verordnung vorn 24. Sep¬
tember 1919, die am 27. September im Reichs¬

gesetzblatt Nr. 190 veröffentlicht worden ist, wird

vorgeschrieben, daß alle öffentlichen und privaten
Betriebe, Bureaus und Verwaltungen verpflichtet
sind, auf 25 bis einschließlich 50 insgesamt vor¬

handene Beamte, Angestellte und Arbeiter ohne

Unterschied des Geschlechts mindestens einen

Schwerbeschädigten und auf je 50 weitere Arbeit¬

nehmer mindestens einen weiteren Schwerbeschä¬

digten zu beschäftigten. Die besondere Behand¬

lung, die die Landwirtschaft bisher erfahren hatte,
wird beseitigt. Auch für sie gelten also künftig
die vorstehenden Ziffern.

Die Reichsregierung hofft, mit dieser Be¬

stimmung dem dringendsten aug enblicklichen

Bedürfnis Genüge zu tun. Im übrigen geht der

Entwurf zu dem Gesetz über die Beschäftigung
Schwerbeschädigter in diesen Tagen dem Reichsrat

zu. Es ist zu hoffen, daß Reichsrat und National¬

versammlung in der Lage sein werden, dieses

Gesetz mit der möglichsten Beschleunigung zu

erledigen, damit an Stelle der vorläufigen Re¬

gelung baldigst eine endgültige Gestaltung tritt.

Eine Konferenz der gewerblichen Ersatz¬

kassen Deutschlands tagte am 29. September 1919

in Hamburg. Sie befaßte sich mit der Besprechung
folgender Fragen: 1. Stellungnahme zu der durch

die Narona versammung vollzogenen Abänderung
des § 518 RVO., 2. Stellungnahme zu dem vom

Verband der Angestellten und einer Kommission

ausgearbeiteten Tarifvertrag.
Über den ersten Punkt der Tagesordnung

referierte Riter, Braunschweig. Er wandte sich

mit Nachdruck gegen die ungleiche und sachlich

nicht begründete Behandlung der gewerblichen
Ersatzkassen, die daraus entsteht, daß der Arbeit¬

geberbeitrag nach wie vor nur den Ersatzkassen

z gute kommen sol*, denen schon fiüher die

bundesrätliche Genehmigung erteilt worden ist.

Er spricht die Erwartung aus, daß die Ersatz¬

kassen alles tun, um eine gleichmäßige Behand¬

lung herbeizuführen.

Nach eingehender Aussprache wurde eine aus

Deisinger, Riterund Zaffke bestehende Kommission

gewählt, die mit der Reichsregierung unverzüglich
in Verbindung treten soll. Zum zweiten Punkt

der Tagesordnung sprach Latal, Hamburg. Er

empfahl die Annahme des von der Kommission

ausgearbeiteten Entwurfes. Nach einigen Ab¬

änderungen wird der Entwurf einstimmig an¬

genommen. Auf der Konferenz waren 17 Kassen

vertreten, die zusammen 104 380 Mitglieder zählen.

Der deutsche Ärztetag zur Soz!aUsTerung
des Arztestandes. In Eisenach tagte vom 27. Sep¬
tember 1919 ab der 41. deutsche Ärztetag. Unter

den Beratungsgegenständen war besonders wichtig
die Frage der Sozialisierung des Ärztest-*ndes.

Der Referent hierzu, Sanitätsrat Dr. Mugdan,

Berlin, betonte, die Sozialisierung des Ärzte-

ctandes zerstöre das Vertrauensverhältnis zwischen

Arzt und Patient und damit eine wichtige Kraft

für die Heilung. Die Sozialisierung des Ärzte¬

standes hemme den behandelnden Arzt bei der

Verwendung von Heilmitteln und der Anwendung

von Heilmethoden; sie berge die Gefahr in sich,

daß der Arzt aufhöre, Freund und Berater der

ihm vertrauenden Kranken zu sein. Die Sozia¬

lisierung verschlechtere somit notwendig die Ge¬

sundheitspflege und schädige dadurch die Volks¬

gesundheit schwer.
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In der Debatte bestritt Dr. Sternberg, Berlin,

daß aus dem Erfurter Programm ohne weiteres

die völlige Beantung der Arzte zu folgern sei.

Die Sozialisierung brauche nicht das Vertrauens¬

verhältnis zu beeinträchtigen. Auch die Ein¬

engung der Anwendung von Heilmitteln sei heute

schon bei der Kassenpraxis vorhanden, sie könne

allerdings bei der Sozialisierung allgemein werden.

Wenige von den Ärzten, die im Frondienst des

täglichen Lebens stehen, seien heute imstande,

wissenschaftliche Tätigkeit zu pflegen. Das ge¬

schehe heute schon allein von den amtlich an¬

gestellten Lehrpersonen.

Folgender Antrag Scholl Hellbach fand ein¬

stimmige Annahne:

„Die Ärzteschaft als die berufene Hüterin

der Volksgesundheit spricht sich dahin aus, daß

die Bekämpfung der Volkskrankheit und die

soziale Hygiene durch beamtete Fürsorgeärzte
und die Errichtung eines Landesgesundheits¬
amts mit einem Arzte an der Spitze voll durch¬

zuführen ist Dagegen lehnt sie eine Verstaat¬

lichung der Arzte bezüglich der Behanllung
der Kranken im Hinblick auf das unbedingt

notwendige persönliche Vertrauensverhältnis

zwischen Arzt und Kranken und im Interesse

aller Kranken selbst sowie des ärztlichen Berufs

und der ärztlichen Wissenschaft grundsätzlich
ab. Die restlose Durchführung der organi¬
sierten freien Arztwahl im gesamten kassen¬

ärztlichen Dienst sichert am vollkommensten

die Erfüllung auch der umf ssenden Aufgaben
den Heilwesens. Der ärztliche Stand ordnet

sich am zweckmäßigsten in freier genossen¬
schaftlicher Form dem Organismus des werk¬

tätigen Volkes ein.1*

Die Einbeziehung der Pollere In die An-

gestelltenverslcheruig fordert eine Denkschrift

des Deutschen Polierbundes an die deutsche

Nationalversamm ung. Es wird in dieser Denk¬

schrift verlangt, daß

1. die Organisation der Versicherung derart

vervollkommnet wird, daß es nicht in das

Belieben des Arbeitgebers gestellt wird, ob

er seine Arbeitnehmer als versicherungs¬

pflichtig ansehen will oder nicht, daß also vor

allem Umgehungen der VersicherungspfHcht
nicht mehr so leicht vorkommen können,

2. der § 1 des Gesetzes eine derartige Fassung
erhält, daß Zweifel über die Vers cherungs-
pfi cht so gut wie ausgeschlossen und die

[Streitfälle vor dem Oberschiedsgericht ver¬

mindert werdeL,

3. der Polier im Baugewerbe ebenso gut wie

in Österreich als versicherungspflichtig be¬

zeichnet wird.

Begründet wird dieser Antrag damit, daß die

Arbeitgeber vielfach versuchen, die Versicherung
der Poliere zu umgehen, wobei sie auch von der

ungünstigen Rechtsprechung vielfach unterstützt

werden.

Aus dem Jahresbericht 1918 der Uofallnerven-»

heilanstaltSchkeuditz (KezirkHallea.d.S). Nach

dem vor dem Chefarzt der Unfalinervenheilanstalt

der Knappschatt^berufsger ossenschaft Schkeuditz

für das Jahr 1918 erstatteten Verwal'ungsberichte
wurden im Jahre 1918 im ganzen 597 Kranke auf¬

genommen, von denen die Berufsgenossenschaften
486 Kranke stellten. Von den Nervenkrankheiten

nehmen die 1-olgen von Gehirnerschütterungen
mit 112 Fällen die erste Stelle ein. In 59 Fällen

handelte es sich um die Behandlung Frisch«

erkrankter. Für die Erstfestsetzungen der

Renten wurden folgende Vorschläge gemacht: In

2 Fällen 10 v. H., in 2 Fällen 15 v. H., in 8 Fällen

20 v. H., in 9 Fällen 25 v. H., in 1 Falle 25 bis

33l/a v. H.. in 2 Fällen 30 vr. H., in 11 Fällen 33Vi v, R

in 9 Fällen 40 v. H., in 6 Fällen 50 v. H., in 1 Falle

60 v. H.f in 6 Fällen 66»/» v. H. in 2 Fällen 100 v. H.

Es erlangten also neben den Fällen, in denen

nach Abschluß der Behandlung völlige Erwerbs-

fähigkeit eintrat, zwei Drittel der Erwerbsfähig,
keit und mehr: 35 Kranke = 59,20 v. H. bis zur

Hälfte weitere 15 Kranke = 25,42 v. H., 9 Kranke

= 15,26 v. H. blieben infolge der Schwere der

Verletzung und Vorliegen ernster Erkrankungen
unter der halben Erwerbsfähigkeit Von den im

Jahre 1918 in der Anstalt behandelten Kranken

waren hiernach die Erfolge recht gut. Von

300 Fällen wurden nur 31/» v. H. abweichend von

der Schätzung der Anstalt entschieden, bei

968/n v. H. wurde die Schätzung als zutreffend

anerkannt.

Eine Neuerung, die mit dem 1 Juli 1919 in

Kraft getreten ist, ist die Einrichtung einer Ab¬

teilung für weibliche Nervenkranke. Fortgese^t
traten an die Anstaltsleitung in dieser Richtung
Aufnahmegesuche heran, die bisher abgelehnt
werden mußten. Das Bedürfnis nach einer Be

handlungs- und Beobachtungsstation für weibliche

Unfallverletzte mit nervösen Störungen ist ge¬

wachsen, seit im Kriege zahlreiche weibliche

Kräfte in der Industrie tätig sind. Der Ver¬

pflegungssatz beträgt 6 Mk. pro Tag.

Aus dem Verwaltungsbericht der Berufs¬

genossenschaft der Gas- und Wasserwerke fflr

das Jahr 1918. Der Bericht hebt im Anfange

hervor, daß leider die auf Grund des Friedens¬

schlusses eingetretene Abtrennung großer Ge¬

bietsteile des Deutschen Reiches und ihre Be¬

setzung durch die Feinde bisher e nen großen
Ausfall in den Umlegebeiträgen ergeben haben;

der Ausfall beträgt im ganzen 44 258,86 Mk, gegfn

den Ausfall im Jahre 1917 von 1348,24 Mk. Die

Berufsgenossenschaft hofft, daß bei den Ver¬

mögensauseinandersetzungen mit den feindlichen

Staaten die Ausfälle zum größten Teile gedeckt
werden. Auf eine Anfrage der Berufsgenossen-
schaft wegen des Ersatzes von Kriegsschulden
hat der Staatssekretär des Innern geantwortet:
Die Vorarbeiten für einen entsprechenden Gesetz¬

entwurf sind hier im Gange. Ob und gegebenen¬
falls wie weiter den dortigen Wünschen Rechnung

tragen wird und wann er den gesetzgebenden
Körperschaften wird vorgelegt werden können,

steht noch nicht fest. Einstweilen vermag ich

daher zu meinem Bedauern weiteres nicht zu

veranlassen.

Bei der Berufsgenossenschaft waren am

Schlüsse des Jahres 1918 zusammen 3990 Betriebe

mit 64 034 Personen beschäftigt. Die Zahl aller

gemeldeter Unfälle betrug 4019 gegen 4414 im

Vorjahre. Die Zahl der erstmalig entschädigten
Unfälle betrug im Jahre 1918 nur 386, im Jahre

vorher 479. Die Entschädig;ungskosten einschließ¬

lich der Kosten des Heilverfahrens betrugen
183 134,15 Mk. Der Bestand der Verletzten betrug

Ende 1918 2682, der Witwen 639. Die Ver

waltungskosten stellten sich aut 164 391,76 Mk.,

sie sind gegen das Vorjahr um 40 985,17 Mk.

emporgeschnellt Auf je 10 000 Mk. Beitrags-

einheiten wurde ein Uralegebeitr ig von 9,82 Mk

erheben. Der Rücklsgebestand beträgt 3 10j 408,80
Mark.
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Ans dem Geschäftsbericht der westfSL land¬

wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft fflr 1918.

Die Zahl der angemeldeten Betriebsunfälle betrug
2331, hiervon wurden 1001 entschädigt. Die Ent¬

schädigungen haben 1020215 Mk.g*gen 968571 Mk.

im Vorjahre betragen. Die Mehrausgabe von

51644 Mk. ist in der Hauptsache durch die Heil¬

fürsorge in der Wartezeit sowie durch die nach

der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom

17. Januar 1918 gewährten Rentenzulagen ent¬

standen; die Rentenzulagen allein betrugen
24656 Mk.

Die Verwaltungskosten des Jahres stellen

steh auf 366459 Mk. Die Zahl der land- und forst¬

wirtschaftlichen Betriebe betrug im Berichtsjahre
246189.

Die schwebende Schuld aus 1909 ist im

Berichtsjahre nach Leistung der 9. Teilzahlung
auf 804 738 Mk. zurückgegangen. — Die Rücklage
ist im Jahre 1918 von 690055 Mk. auf 746757 Mk. an¬

gewachsen. Die Berufsgenossenschaft hat seit ei¬

nigen Jahren eine umfassendere Aufsichtstätigkeit
organisiert. Im Berichtsjahre wurden nach vor¬

heriger Anmeldung bei der Ortsbehörde 8616 Be-

trie e einer Vorschau unterzogen. Hierbei wurden

insgesamt 39901 Mängel festgestellt Hierbei

wurden gewerblich versicherte Kraftdresch¬

maschinen ohne die vorgeschriebenen Schutz¬

vorrichtungen angetroffen. 63 Betriebsunter¬

nehmer, die durch Nichtbefolgung der Unfall-

verhütungsfvorschriften den Eintritt von Unfällen

verschuldet hatten, sind mit Geldstrafen belegt
worden. Nur vier Unternehmer haben gegen den

Strafbescheid Beschwerde eingelegt.

Rechtsprechung.
Der Mindestbetrag des Sterbegeldes kann

nicht auf weniger als 90 Mk. (fünfzig Mark)
festgesetzt werden (fi 204 RVO ). (Grundsätzliche
Entscheidung des Reichsversicherungsamts, Be¬

schlußsenat der Abteilung für Kranken-, Invaliden-

und Hinterbliebenenversicherung vom 28. Juni

1919 II K 25/19.)
Der Ausschuß der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse der Stadt O. bat am 21. Dezember 1918

beschlossen, dem § 27 Abs. 1 der Satzung, welcher

lautet: „Als Sterbegeld wird beim Tode eines

Mitgliedes das Zwanzigfache des Grundlohnes

i§ 19) gezahlt", hinzufügen „mindestens 36 Mk.44.

Die Beschlußkammer des Oberversich1 rungsamts
hat durch Entscheidung vom 6. Mai 1919 der be¬

absichtigten Satzungsänderung die Genehmigung
versagt und in den Gründen ausgeführt, daß der

Mindestbetrag als Sterbegeldmehrleistung von

der Kasse auf keinen anderen festen Betrag als

50 Mk. festgesetzt werden dürfe. Gegen diese

Entscheidung hat die Allgemeine Ortskranken¬

kasse rechtzeitig Beschwerde eingelegt mit dem

Antrag, die Entscheidung des Oberversicherungs¬
amts aufzuheben und die Kasse für berechtigt
zu erklären, auch einen geringeren Betrag als

50 Mk. als Mindestbetrag des Sterbegeldes fest¬

zusetzen.

Es war, wie geschehen, zu entscheiden.

Nach § 204 RVO. kann die Satzung das Sterbe¬

geld bis zum Vierz;gfacben des Grundlohnes er¬

höhen, auch den Mindestbetrag von 50 Mk. fest¬

setzen. Diese Vorschrift ist aus § 21 Ziffer 6 KVG.

übernommen worden. § 21 Ziffer 6 a. a. O. lautete
in der ursprünglichen Fassung des Gesetzes vom

10. A; ril 1892 (Reichs Gesetzbl. S 417): „Das
Sterbegeld kann auf einen höheren als den

z*anzigfachen Betrag, und zwar bis zum vierzig¬
fachen Betrage des durchschnittlichen Tagelohnes
§ 20) erhöht werden.4* Durch das Gesetz, be¬
treffend weitere Änderungen des Kranken-

ver8cherung8aTe8etzes vom 25. Mai 1903 (Reichs¬
gesetzbl. S. 233) hat Ziffer 6 vor dem letzten

Worte „werden44 folgenden Zusatz erhalten: „auch
kann ein Mindestbetrag von 50 Mk. festgesetzt44.
^eser Zusatz ist in der Kommissionsberatung
Drucksachen des Reichstages, Band 196, S. 6201)
p»ne nähere Begründung beschlossen worden.

der Verhandlung des Reichstages wurde dann
-nter anderem beantragt, einen Mindestbetrag

50 Mk. als Reg^l- d. h. Pflichtleistung der

Krankenkassen (zu vergleid en § 179 RVO.) ein¬

zuführen. Der Antragsteller führte aus: er zweifle
'•icht daran, daß in den weitaus meisten Fällen

eine höhere Summe als 50 Mk. gezahlt werde...

Man sollte aber in den Fällen, wo ein nieirigerer
Satz als 50 Mk. zur Auszahlung komme, das

Mmimum auf 50 Mk. einsetzen, weil das ja in den

weitaus meisten Fällen nicht einmal reichen werde,
um die notwendigsten Ausgaben zu decken, welche

für die Beerdigung nötig seien. Der Bericht¬

erstatter erwiderte damals: Die Grundgedanken
dieser Anträge haben überall auf allen Seiten

die größte Sympathie erfahren und infolgedessen
sei aie Kommission dazu übergegangen, im § 21

überall die Möglichkeit zu geben, diese Unter¬

stützungen gewähren zu können; aber sie wolle

den einzelnen Kassen überlassen, selbständig zu

bestimmen, ob diese Möglichkeiten eingeführt
werden sollen, und sie habe keinen Zwang aus¬

üben wollen, wie er in dem jetzigen Antrag be¬

antragt sei (Stenographische Berichte des Reichs¬

tags, Band 188 der Drucksachen, S. 9053). Hiernach

ist der Berichterstatter mit dem im Plenum ge¬
stellten Antrag einverstanden gewesen, bis auf

die Frage, ob der Mindestsatz von 50 Mk. als

Regelleistung oder nach Maßgabe des Kommissions¬

beschlusses als eo^ensnnte Mehrleistung der

Krankenkassen (zu vergleichen § 179 RVO.) in

das Gesetz aufgenommen werden sollte. Im Sinne

des Kornrrasbonsbesehlusses hat dann der Reichs¬

tag Beschluß gefaßt. Dies spricht dafür, daß

nach der Ansicht des Reichstages, der der Re¬

gierung nicht entgegengetreten ist, der im § 21

Ziffer 6 KVG. (§ 204 RVO.) bezeichnete Mindest¬

betrag von 10 Mk. von der Krankenkasse nicht

unterschiitten werden kann, wenn die Kasse

überhaupt einen festen Mindestsatz bestimmen

will. Diese Absicht ist auch in dem Gesetze zum

klaren Ausdruck gekommen. Wenn gesagt wird,
daß die Satzung den Mindestbetrag auf 50 Mk.

festsetzen kann, so folgt schon aus dem Wortlaut,
daß kein niedrigerer Betrag gewählt werden kann.

Die Frage, ob die Bestimmung: eines höheren

fest n Betrages zu!äs>i2 ist, kann hier dahin¬

gestellt bleiben. Der Umstand, daß es sich bei

Festsetzung eines Mindestbetrages des Sterbe¬

geldes um eine Mindestleistung der Kranken¬

kasse handelt, die bei Bestimmung eines Satzes

von 36 Mk. eine Erhöhung des Sterbegeldes für

die bei der Allgemeinen Krankenkasse der Stadt O.

in den beiden untersten Lohnstufen Versicherten

zur Frage Laben würde, steht der dargelegten
Auffassung des Senats nicht entgegen. Das

Gesetz läßt bezüglica dieser Mehrleistung der

sie einführenden Kasse nicht vollkommen freia

Hand. Wird ein fester Betrag bestimmt, so muß
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er so hoch sein, daß davon die Kosten eines Be¬

gräbnisses einfacher Art zur Not bestritten werden

können. Als einen solchen Betrag sieht der

Gesetzgeber eine niedrigere Summe als 50 Mk.

nicnt an.

Hiernach mußte das Reichsversicherungamt
dem Oberversicherungsamte beitreten und die

Beschwerde zurü.kweisen.

Hllfssdiutzleute in Preußen unterliegen de*

Versktierungspflfdit nach fi 105 Abs. 1 Nr. 1 RVO.

(Grundsätzliche Entscheidung des Reichsver-

sicherungsamtes, Beschlußsenat der Abteilung für

Kranken-, Invaliden- und Hinterbliebenenver¬

sicherung vom 10. Mai 1919 II K 18/19.)

Die bei dem Polizeipräsidium in D. seit dem

Jahre 1914 angestellten Schutzmänner L. und H.

wurden am 2. Juli 1918 bei der dortigen All¬

gemeinen Ortskrankenkasse als Pflrhtmitglieder
angemeldet und gleichzeitig mit Wirkung vom

1. Aprii 1918 wieder abgemeldet, weil ihr Jahres-

arbeitsverd'enst von diesem Tage ab den Betrag
von 2500 Ifk. überschritten hatte. Die An- unl

Abmeldung war verspätet erfolgt, weil infolge
irrtümlicher Auslegung eines Erlasses des

Preußischen Ministers des Ionern angenommen

worden war, di«* Genannten seien nach § 169 RVO.

von der Versicherungspflicht befreit. Ihr Ende

Juli 1918 gestellter Antrag, ihnen gemäß § 313

RVO. vom 1. April 1918 ab die freiwillige Weiter¬

versicherung bei der Kasse zu gestatten, wurde

zurückgewiesen, weil die Frist des § 313 Abs. 2

RVO. nicht eingehalten worden sei. Die Genannten

h^ben sich hierauf an das Versicherungsamt der

Stadt D. mit dem Antrag gewandt, festzustellen,
daß sie zur Fortsetzung der Versicherung bei

der Kasse berechtigt seien. Dieses hat sich mit

Entscheidung vom 12 November 1918 auf Grund

des § 405 Abs. 2 RVO. dahin ausgesprochen, daß

die Antragsteller auch nach dem 1. April 1918

versicherungspflichtig seien. Die Überschreitung
des Jahresaibeitsverdienstes von 2500 Mk. sei

hier deshalb unerheblich, weil die Beschäftigten
nicht zu den anderen Angestellten in gehobener
Stellung im Sinne des § 165 Abs. 1 Nr. 2, sondern

zu den Gehilfen im Sinne des § 165 Ahs. 1 Nr. 1

RVO. zu zählen seien, die ohne Rücksicht auf

ihren Arbeitsverdienst der Versicherungspflicht
unterlägen. Gegen diese Entscheidung hat der

Polizeipräsident in D. rechtzeitig Beschwerde bei

dem oonigen Oberversicherungsamt eingelegt
und den gegenteiligen Standpunkt vertreten. Die

Beschlußkarr.mcr des Oberversicherungsarates hat

die Sache hierauf gemäß §§ 1799, 1693 RVO. zur

grundsätzlichen Entscheidung an das Reichsver¬

sicherungsamt abgegeben ur.d ihre Rechtsauf¬

fassung dahin ausgesprochen, daß sie der Ansicht

des Versicherungsamtes beitrete.

Es war, wie geschehen, zu entscheiden.

Die Voraussetzungen für die Abgabe der

Sache an das Reichsversichungsamt liegen vor

(§§ 1799, 1693, 405 Abs.2 RVO.).
Nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit

§ 165 Abs. 2 RVO. unterlagen Betriebsbeamte,
Werkmeister und „andere Angestellte in ähnlich

getiobe. er Stellung44 vor dem 2. Dezember 1918,

ü' m Inkrafttreten der Verordnung über Aus-

dennung der Versicherungspflicht und Ver¬

sicherungsberechtigung in der Krankenversiche¬

rung (Reichs.Gesetzblatt S. 1321, Amtliche Nach¬

richten des Reichsversicherungsamtes 1918 S.496*,
der Versicherungspflictit nur dann, wenn nicht

ihr regelmäßiger Jahresirbeitsverdienst 2500 Mk.

an Entgelt überstieg. Dagegen sind die in § 165

Abs. 1 Nr. 1 RVO. bezeichneten Beschäftigen
ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Verdienstes
versicherungspflichtig (zu vergleichen Hahn,
Handbuch d^r Krankenversicherung Anmerk. 25b

zu § 165 RVO.). Von entscheidender Bedeutung
ist hier also, ob die fraglichen Hilfsschutzmänner

zu der letzten Gruppe von Beschäftigten oder zu

den Angestellten in gehobener Stellung gehören.
In Übereinstimmung mit den Vorinstanzen hat

der Senat angenonmen, daß Hilfsschutzleute nach

Art ihrer Beschäftigung und nach ihrer Stellung
im allgemeinen als Gehilfen anzusehen sin4

somit unter § 165 Abs. 1 Nr. 1 RVO. fallen. Dabei
war davon auszugehen, daß der Begriff des Ge¬

hilfen nicht nur in dem Sinne des Gewerbe

gehilfen, sondern in der weiteren Bedeutung
eines ausführenden Arbeitsgehilfen zu verstehen

ist, dessen Tätigkeit in wirtschafte her und sozialer

Hinsicht also aie der übrigen in § 165 Abs. 1 Nr. 1

a. a. O. erwähnten Bescl^äftuten nicht wesentlich

überragt. Als hierher gehörig sind in standig-r

Rechtsprechung insbesondre die bei den Staats¬

behörden tätigen niedrigen Angestellten, z. B. die

Schreiber, Kanzlisten, Kanzleidiener, Polizeidiener

und Gefangenenaufseher angesehen worden (zu

vergleichen Ziffer 38 der Anleitung des Reichs-

ve sicherungsamtes über den Kreis der nach der

Reichsversicherungsordnung gegen Inval'dität und

Krankheit versicherten Personen vom 26. Ap il 1912,
Amtliche Nachrichten des Reichsversicherun^s-
amtes 1912 S. 723). Eine diesen Beschäftigten
gegenüber gehobene, leitende und selbständigere
Stellung besitzen namentlich die Beamten mitt¬

lerer Stufe in öffentlichen und privaten Ver¬

waltungen. Sie sind deshalb den Angestellten in

gehobener Stellung im Sinne des § 165 Ahs. 1

Nr. 2 RVO. zuzurechnen (zu vergleichen Ziffer 43

der vorerwähnten Anleitung). Lieser gehobenen
Beschäftigung ist die Tätigkeit der Hilfsschutz

männer, wie die der Schutzraannschaft im all¬

gemeinen, nicht gleichzustellen. Die Hilfsschutz¬

leute haben zwar, wie die übrigen Beamten der

Schutzmann schaft, bei Aufrechterhaltung der R uhe,

Ordnung und Sicherheit in den Städten mitzu¬

wirken und in Ausübung der übertragenen poli¬
zeilichen Befugnisse gewisse selbständige Ent¬

scheidungen zu treffen. Ihre Tätigkeit aber unter¬

liegt im übrigen, abgesehen von der Einschränkung

durch Rechtsv< rschriften, in weitem Umfang der

Anweisung und Leitung durch die vorgesetzten
Dienststellen, deren Anordnungen für den Umfang

und der Art der Ausübung ihres Dienst-s haupt¬

sächlich bestimmend sind. Das eigene Ermessen

und die persönliche Verantwortung der aus¬

führenden Organe treten in ihrer Bedeutung

gegenüber den leitenden Eingriffen der Vor

gesetzten mehr zurück, a's dies hei den mitt¬

leren Beamten im allgeneinen der Fall ist. Auch

die Art der Anstellung der Hilfsschutzleute spricht

gegen die Gleichstellung mit den Beamten in

gehobener Stellung. Denn sie werden als Hilfs¬

kräfte der Schutzmannschatt unter dem ausdrück¬

lichen Vorbehalt jederzeit'ger Entlassung oder

gegen kurze Kündigung angestellt und sie be¬

sitzen nur unter gewissen Voraussetzungen die

Aussicht auf ein Einrücken in planmäßige Unter

beamtensteüen, stehen also auch nach dieser Be¬

förderung den mittleren Beamten nicht gleicl

Auch mit den bei der Gendarmerie sur Aushilf«

als Ersatzgendarmen Beschäftigten sind die H

Schutzleute nicht ohne weiteres auf eine Stufe fl

stellen. Denn die Tätigkeit auf selbständiger.

Außenposten an Stelle von Gendarmen tätigen

Ersatsgendarmen ist eine umfassendere und ver-
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Antwortlichere, als die im allgemeinen auf be¬

stimmte Gebiete der polizeilichen Tätigkeit be-

schränkte Beschäftigung der H Ifsachutzleute.

Hiernach unterliegt die Tä'igkeit der frag¬

lichen Beschäftigten auch nach Überschreitung
dpr Verdienstgrenze von 25t0 Mk. vom 1. April
1918 an der Krankenversicherungspflicht und cie

Beschwerde war zurückzuweisen.

Eine nach § 1298 RVO. weggefallene Witwen¬

rente lebt bei Scheidung der neuen Ehe auch

dann nicht wieder auf« wenn die geschiedene
Ehefrau gemfiß fi 1577 Abs. 2 BGB. den Namen,

den sie als Witwe hatte« wieder annimmt

(Grundsätzliche Revisionsentscheidung des Reichs¬

versicherungsamtes vom 1. Juli 1919 IIa 437/19.)

Die Klägerin bezog als Witwe des am 18. Fe¬

bruar 1914 verstorbenen Schuhmachers R. vom

18. Februar 1914 ab von der Landesversicherungs¬
anstalt P. Witwenrente. Am 25. Mai 1916 v< r-

heiratete sie sich wieder mit dem Arbeiter P.

Infolgedessen wurde die Rentenzahlung für die

nunmehrige Frau P. gemäß § 1298 RVO. ein¬

gestellt Am 6. August 1918 beantragte Klägerin
Wiedergewährung d-r Witwenrente mit der Be¬

gründung, daß die neue Ehe am 15. April 1918

vom Landgericht St geschieden und das Urteil

rechtskräftig geworden sei. Sie wies besonders

darauf hin, daß ihr auf ihren Wunsch die Wieder¬

annahme des Famiiiennahmens ihres ersten

Mannes „R.u gestattet und ihr von amtlichen

Stellen gesagt worden sei, daß damit der Anspruch
auf Witwenrente wieder auflebe.

Die Vorinstanzen haben diesen Antrag mit

der Begründung abgewiesen, daß der Anspruch
auf die Witwenrente infolge der Scheidung der

neuen Ehe nicht wieder auflebe.

Gegen das die Berufung zurückweisende

Urteil des Oberversicherungsamtes hat die

Klägerin, ohne Neues vorzubringen, rechtzeitig
die Revision eingelegt mit dem Antrag, unter

Aufhebung der angefochtenen Entscheidung ihr

die Witwenrente wieder zuzusprechen.
Der Vorstand der Versicherungsanstalt hat

keine Erklärung abgegeben.
Der Anspruch der Klägerin auf Wieder¬

gewährung der Witwenrente hängt von der Ent¬

scheidung der Rechtsfrage ab, ob eine gemäß
§ 1298 RVO. bei der Wiederverheiratung weg¬

gefallene Witwenrente bei gerichtlicher Scheidung
der neuen Ehe wieder auflebt. Das Oherver-

sicherungamt hat diese Frage ohne Rechts rrtum

verneint. Der „Wegfall*4 einer Rente gemäß
§ 1298 RVO. ist wesentlich verschieden von dem

.Ruhen41 einer Rente gemäß §§ 1311 ff. RVO.

Allerdings bedeutet auch das „Ruhen44 einer

Rente nicht nur die Einstellung der Auszahlung
fähig werdender Rentenbeträge, sondern einen

Wegfall des Rechts auf die Rente (Hanow-Lehmann

Kommentar 3. Auflage Vorbemerkung III zu

§§ 1311 bis 1318 RVO Seite 244). Während aber

beim „Ruhen44 der Rente das Recht auf deren

Bezug von selbst wieder in Kraft tritt, wenn die

Voraussetzungen für das Ruhen wegfallen, findet

sich für das Wiederaufleben einer nach § 1298

•»weggefallenen4* Rente im Gesetz keine Grund¬

lage. Eine solche Rente ist endgültig erloschen.

Diese Auslegung wird auch durch die Entstehungs¬

geschichte der Vorschrift gestütt. Nach der

.Begründung44 (S. 369) geht § 1298 (§ 1286 des

Entwurfs) davon aus, daß invalide Witwen „nur

dann eine zweite Ehe eingehen werden, wenn sie

die Aussicht haben, ohne eine Zuwendung aus

allgemeinen Mitteln die Kosten des Haushalts zu

bestreiten44. Der Gesetzgeber hat also damit ge¬

rechnet, d*ß die Witwe durch Eingehung der

neuen Ehe in eine andere, in der Regel bessere

wii tschaftliche Lage kommt. Wenn die neue Ehe

ge^ chieden wird, so behält dieser gesetzgeberische
Geianke seine Bedeutung. Die Ehefrau kehrt

nicht etwa in die wirtschaftlichen Verhältnisse

zurück, die für sie zur Zeit des Todes des früheren

Ehe j annes bestanden, sondern gelangt in eine

neue, hauptsachlich durch die wirtschaftlichen

Verhältnisse der geschiedenen Ehe und der ver¬

mögensrechtlichen Wirkungen des Ehescheidungs¬
urteils bestimmte Lage. Es würde auch dem all¬

gemeinen Rechtsempfinden und dem Sprach¬
gebrauche widersprechen, wenn man einer ge¬

schiedenen Ehefrau versicherungsrechtlich wiedr-r

die Stellung einer „Witwe44 einräumen wollte, die

sie selbst freiwillig durch Eingehung einer neuen

Ehe aufgegeben hat.

An dieser Auffassung ändertauch derUmstand

nichts, daß die Klägerin gemäß § 1577 Abs.2 BGB.

als geschiedene Frau den Namen „R.44 wieder

angenommen hat, den sie zur Zeit der Eingehung
der zweiten Ehe hatte. Dieses einseitige Rechts¬

geschäft hatte nur Bedeutung für die Namens-

iührung, kann aber für de Klägerin keine ver¬

mögensrechtlichen Ansprüche aus der Reichsver-

sicherunpsordnung begründ n.

Auch im 6J:rifttum wird keine gegenseitige
Auffassung vertreib. Insbesondere spricht sMi

Düttmann (K mmentar Anmerkung 4 letzter Satz

zu § 1298 S. 119) im Sinne der vorlegenden

Entscheidung dahin aus, daß ein Anspruch auf

Witwenrente dann nicht besteht, wenn die Witwe

während der Wi'wenschaft noch nicht invalide

und zur Zeit des Eintritts der Invalidität die neue

Ehe bereits wieder getrennt war.

Anders zu b urteilen sind nie Fälle, in d^nen

die neue Ehe für nichtig (§§ 1323 ff. BGB.) erklärt

wird (zu vergleichen Hannow Lehmann a. a. 0.

Anmerkung 3 Abs. 2 zu § 1298 S. 222).
Da auch im übrigen keiner der gesetzlich

zugelassenen Revisionsgründe vorliegt (§ 1697

RVO.), so war die Revision zurückzuweisen.

Soziale Chronik.

Die Eröffnung der Staatsanstalt fflr Kranken¬

gymnastik und Massage fand in Dresden im

Hause der ehemaligen Müller-Gelinekschen Real¬

schule, Wielandstraße 2, statt. Zu der Eröffnungs¬
feierlichkeit hatten sich u.a. eingefunden: Minister

des Innern Uhlig, Präsident der Volkskammer

Fräßdorf, Geh. Rat Dr. Weber von dpr Landes¬

versicherungsanstalt, Geh. Rat Dr. Renk vom

Landesgesundheitsamt, Geh. Rat Dr. Hähnel vom

Landeskulturrat, Generalleutnant Sachse vom

Landesverein vom Roten Kreuz, Geh. Medizinal'

rat Dr. Lufft, Geh. Regierungsrat Dr. v. Barnewitz,

Amtshauptleute Dr. Schulze und Graf Castell-

Castell sowie Oberregierungsrat Dr. v. Brescius.

Minister des Innern Uhlig wies in seiner

Eröffnungsrede da*auf hin, daß die Errichtung
d. r Anstalt die unmittelbare Folge der Besichti¬

gung des Ambulatoriums in der Dresdner Orts¬

krankenkasse durch die früheren Stände ge¬

wesen sei. Die Regierung habe dem Antrag aer

Stände entsprochen und die^e Anstalt errichtet,

die der Ausbildung von Ärzten und Pflege-
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personal in manueller Krankengymnastik und

Massage, sowie der Behardlung Kranker dienen

solle. Bahnbrechend für die hier geübte Heil¬

weise sei Generaloberarzt Dr. Smitt gewesen Es

seien große Erfolge bei den Krie^sverletzten mit

dieser Heilbehandlung erzelt worden. Durch die

Staatsanstalt werde die Behandlung, die bisher

vielfach in Laienhänden lag, eine wissenschaftliche

Förderung und Beaufsichtigung erfahren. Die

Behandlung" der Kranken in dieser Anstalt be

schränkte sich nicht auf die Schädigungen infolge
von Verletzungen, sondern werde auch bei einer

groSen Anzahl akuter und chronischer Krank¬

heiten angewendet werden. Es solle aber ver¬

mieden werden, daß roit der Behandlung in dieser

Ansta't den Ärzten eine schädliche Konkurrenz

bereitet werde. Die Anstalt sei eine Poliklinik,
die in erster Linie der Behandlung unbemittelter

Personen zu dienen habe, sie 6olle aber auch

den Krankenkassen und Versicherungsanstalten
zur Heilung ihrer Kranl sn zur Verfügung gestellt
werden. Den an der Staatsanstalt ausgebildeten
Masseuren und Masseusen werde zur Pflicht

gemacht werden, nur nach ärztlichen Weisungen
zu arbeiten. Zweck der Anstalt sei, die körper¬
liche Leistun^sfähigkeil der Menschen, die im

Kriege große Einbuße erfahren hab*, zürn Zwecke

der Arbeitsfähigkeit wieder herzustellen. Unserem

Volke, das sich in der denkbar tiefsten Notlage
leflnie, könne einzig und allein die Arbeit

Rettungsmi'tel sein. Mit dem Wunsche, daß die

Anstalt vielen die Arbeitsfähigkeit wiedergeben
und die Tätigkeit des Leiters der Anstalt und

der Pflegerinnen gesegnet sein möge, legte der

Minister die Verwaltung der Anstalt in die Hände

des Generaloberarztes Professor Dr. Smitt und

erklärte namens der Regierung die Anstalt für

eröffnet.
Generaloberarzt Prof. Dr. Smitt übernahm die

Leitung der Anstalt mit Dankesworten gegen die

alte und die jetzige Regierung, die alles getan
hätten, um das Werk aut/u^auen. Dank gebühre
auch denen, die den Fonds für die Anstalt auf¬

gebracht hätten. Sein Bestreben werde es sein,
in der Anstalt die Leistungen zu vollbringen, die

man von ihr erwarte. Der Anstaltsleiter ersuchte

darauf die Teilnehmer der Eröffnungsfeier, an

einer Besichtigung des Hauses teilzunehmen.

Mediko mechanische Instrumente weist die Anstalt

nicht a if, da aie Heilbehandlung mit der Hand

ausgeführt werden soll. Da> Schwesternpersonal
führte in einem Saale einige Krankenbehandlungen
an Versuchspersonen vor.

Zur Wirkung der Blockade Englands gegen
die deutsche Zivilbevölkerung. Die Statistik der

Bevölkerungsbewpgung gibt einen erschreckenden

Einblick in die Nachwirkungen des Wellkriegs.
Werden nur einige großstädtische Ergebnisse
wahllos herausgegriffen, so läßt die Stadt Königs
bprg im Juli d J nach den Monatsberichten des

Statistischen Amtes der Stadt im Juni 1919 keinen

Geburtenüberschuß, sondern einen Überschuß der

Todesfälle über die Geborenen von 2,4 auf Tausend

der mittleren Monatsbevolkerung erkennen. Wäh¬

rend im Juri 1914 auf Tausend der Bevölkerung
24,4 Lebenlgeborene festgestellt wurden, ist jetzt
ein Küekgang auf 16.0 vor sich gegangen. Die

Todesfälle ausschließlich der Totgeburten sind

im Juni 1914 und 1J19 zufälligerweise unver¬

ändert mit 18,4 a. T. verzeichnet, so daß also

1914 ein Überschuß der Geborenen über die Ge¬

storbenen von 6 a. T. der mittleren Bevölkerung
von einem Verlust um 2,4 a. T. abgelöst worden

ist- Nach den Statistischen Monatsberichten der

Stadt Kiel starben im April 1914: 10,9 auf 1000 Ein¬

wohner, im April 1919 aber 17,76. Auch hier ist

die Zahl der Lebendgeborenen 1919 geringer als

die Zahl der Todesfälle, während sie im April
1914 das zweieinhalbfache der Anzahl der Ge¬

storbenen betrug. Kinder im ersten Lebensjahre
starben im April 1914 12,6 auf 100 Lebend¬

geborene, im April 1919 aber 18,2 v. H. Für

Mannheim ließen die statistischen Monatsberichte

für April 1914 einen Geburtenüberschuß von 17,1
auf 1000 Einwohner erkennen, während er im

April 1919 nur 1,4 beträgt. Auch hier zeigt die

Sterbeziffer keine wesentliche Veränderung. 1914

starben 14,6, im April 1919 14,1 v. T. (Januar 1914

13,3 und Januar 1919 13,9, Februar 1914 11,7 und

Februar 1919 13,7 v. T.). Die Geburtenziffer ist

aber von 31,7 im April 1914 auf 15,5 im April 1919

zurückgewichen. Im St itistisc hen Jahrbuche der

Stadt Köln 7. Jahrg. (Köln 1919) wird ein Schau¬

bild gegeben, daß die Sterblichkeit der weiblichen

Bevölkerung veranschaulicht und deutlich die

Zunahme der Todesfälle zu erkennen gibt. Ob¬

wohl die mittlere Zahl der weiblichen Bevölke¬

rung von 328100 i. J. 1916 auf 322530 gesunken
ist, stieg die Zahl der Tod* sfä'le heim weiblichen

Geschlecht von 4501 i. J. 1916 auf 6154. In dem

Bericht wird darauf hingewiesen, daß die Wider¬

standsfähigkeit gegen die verheerenden Wirkungen
von Krankheiten infolge der schon seit 1915 ein¬

setzenden und immer mehr verschärften Lebens-

mittelknappheit stetig geschwächt worden ist,
und zwar am meisten natürlich bei de» jenigen
Altersklassen, in denen die volle Lebenskraft

noch nicht oder nicht mehr vorhanden ist. Ferner

kommt die Darstellung der Ergebnisse der Be-

vökerungsbewegung in Bayern in den Jahren

1914 bis 1917 in der Zeitschrift des Bayerischen
Statistischen Landesamts 1919 Nr. 1/2 (von Dr.

Burgdörfer) zu dem Schluß, daß bis zum Ende

des Jahres 1917 der Einfluß des Krieges auf die

Entwicklung der bayerischen Bevölkerung derart

war, als ob über l1/* Jahre lang keine Ehe-

schießungen stattgefunden hätten, als ob !*/• Jahr

lang keine Kinder geboren worden wären und

als ob fast zwei Jahre lang die doppelte
Anzahl von Menschen, abgesehen von den unter

fünf Jahre alten Kindern, gestorben wäre. Im

Deutschen Reiche erhöhten sich die Sterbefälle

der Zivilbevölkerung 1918 um 37 v. H. gegenüber
dem Jahre 1913.

Nach sorgfältigen Berechnungen werden von

dem Medizinaireferenten im Reichsamt des Innern,

Geheimrat Dr. Hamel, die Todesopfer der engli¬
schen Blockade Deutschlands in den Jahren 1915

bis 1918 auf 763000 angegeben, wobei die durch

Grippe verursachten Todesfälle, die doch mit der

geringen Widerstandskraft des durch die Unter¬

ernährung geschwächten Körpers in Zusammen¬

hang stehen, nicht eingerechnet sind. Diese

Zahlen werden in der auf Veranlassung der

Arbeitsgemeinschaft für Politik des Rechts als

Sonderabdruck herausgegebenen Untersuchung

von F. Siegmund Schultzo „Die Wirkungen der

englischen Hungerblockade auf die deutschen

Kinder41 angeführt, in der noch weitere zahlen-

mäOige Angaben zusammengetragen sind. Es

wird darauf hingewiesen, daß die Zahl der in

Berlin an Lungentuberkulose gestorbenen Kinder

sich in den Jahren 1915 bis 1917 für die Klein¬

kinder und jüngeren Schulkinder etwa verdoppelt
hat, für die älteren S hulkinder nahezu eine Ver¬

dreifachung erfuhr und das, obgleich das Jahr

1917 in bezug auf Kinderkrankheiten eins dei
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günstigsten seit langer Zeit war. Die Todes¬

fälle haben sich beim Magen- und Darmkatarrh

bei den 3- bis 15jährigen Kindern durchschnitt¬

lich verdreifacht, z. T. vervierfacht. Die Zahl der

Todesfälle wegen Brechdurchfall hat sich bei den

4- bis 5jährigen Kiadorn verzehnfacht, bei den

6- bis 10jährigen veracbtfacht. In Köln stieg die

Sterbeziffer aer 6- bis lOjihrigen von 3,3 v. T

im Schuljahr 1910/11 auf 5,4 im Schuljahr 1916/17
und auf 6,5 im Schuljahr 1917/18, die Zahl der

11- bis 15jährigen Toten wuchs in denselben

Jahren von 1,99 auf 2 65 bzw. 3,8 v. T. Die ver¬

mehrte Kindersterblichkeit wird erst in den end¬

gültigen, das ganze Jahr 1918 umfassenden Zahlen,
die jetzt noch nicht vollständig zur Verfügung
stehen, zutage treten. In dem Sterben der

Kinder ist aber das größte Übel noch nicht ein-

n al ausgedrückt. Die schleichenden Krankheiten

haben bei der durch die Ernährungsschwierig¬
keiten gesteigerte Anfälligkeit die größten Fort

schritte gemacht. Die Erkrankungen an Tuberku¬

lose sind im dritten und vierten Kriegsjahr
gegenüber der Friedenszeit nach dem Urteil von

Atzten, die in Armenviertein tätig sind, um das

Vierfache gestiegen. In Breslau erhöhte sich die

Zahl der Patienten des Vereins zur Fürsorge für

unbemittelte Lungenkranke von 8 700 im letzten

Friedensjahrauf fast 21 000 im Jahre 1917. Nach An¬

gst en von Professor Krauß stieg in Gefängnissen
und anderen geschlossenen Anstalten die Zahl

der Erkrankten bis zu 90 v. H. der Insassen, die

der Todesfälle bis über 60 v. H. Dem entsetz¬

lichen Auftreten der Ödeme in der ersten Hälfte

des Jahres 1917 sind in den Gefängnissen und

Irrenanstalten zuweilen mehr als 7* der Insassen

zum Opfer gefallen. In zahlreichen Anstalten für

Säuglinge und Kinder sind ¦/« aller im Jahre 1917

und 1918 in ihnen befindlichen Kinder an schweren

Ernährungsstörungen erkrankt. Die Sterblichkeit

an Kindbetifieber ist im Jahre 1918 um 50 v. H.

höher als nach der Verhälinisziff»-r für 1913. Der

Geburtenrückgang ist in Deutschland so stark,
daß die Zahl der Neugeborenen auf V« der Friedens¬

zahlen herabgegangen ist. Professor Ballod hat

den Geburtenausfall für die Jahre 1914—1919 für

Preußen auf 2,55 Millionen berechnet, so daß der

Geburtenausfall im ganzen Reich während des

Krieges auf über 4 Millionen anzusetzen sein würde.

Das ständige Sinken des Gesundheitszustandes

der Kinder wurde am deutlichsten an ihrem

Gewichtsverlu^ erkennbar. In Köln ist das Durch¬

schnittsgewicht der Schufknaben von 1915—1918

von 20,6 auf 19,5 kg, das der Mädchen von 20,2
aur 18,9 kg zurückgegangen. Die ganze Schwere

dir Wirkungen der Blockade wird sich erst in

ien nächsten Jahren offenbaren.

Der Kinderschutz in der Tschecho-Slowakei.
Am 17. Juli 1919 ist von der tschechischen Na¬

tionalversammlung ein Kinderschutzgesetz an¬

genommen worden, das drei Monate nach seiner

Verkündung (28. Juli), also am 28. Oktober 1919
in Kraft tritt. Das Gesetz erinnert stark an das

deutsche Kinderschutzgesetz, nach dessen Vorbild

es augenscheinlich gemacht ist, doch geht es nun,

dem sozialen Geist der Zeit entsprechend, in ein¬

zelnen Punkten darüber hinaus.

Die Verwendung von Kindern zur Arbeit oder
zu einer sonstigen Beschäftigung ist nur insoweit

erlaubt, als dadurch die Kinder nicht in ihrer Ge¬

sundheit geschädigt und ihrer körperlichen oder

Rostigen Entwicklung oder in ihrer Sittlichkeit

gefährdet sind und soweit der Schulbesuch da¬

durch nicht beeinträchtigt ist. Die Verwendung
von Kindern zur Arbeit vor dem vollendeten

Voltten Jahre ist verboten; in der Landwirtschaft

und im Haushalt können Kinder schon vom zehnten

Jahre an zu leichten Arbeiten zugelassen werden.

Ein Unterschied wird auch gemacht zwischen

eigenen und fremden K-ndern; ebenso fällt die

Beschäftigung von Kindern nur zu Lehr- oder

Erziehungszwecken nicht unter das Gesetz. Eine

ganze Reihe von Beschäftigungsarten und Betri* bs-

stellen ist — wie im deutschen Gesetz — auch in

dem neuen tschechischen Gesetz ganz verbo en.

Die Arbeitszeit ist so geregelt, daß zwei

Stunden vor dem Unterricht und eine Stunde

zur Erholung nach dem Unterricht frei bleiben

müssen; Kinder dürfen m der Regel nie t länger
als zwei Stunden, in den Ferien vier Stunden

beschäftigt werden (nach dem deutschen Gesetz

drei, bzw. vier Stunden). Nachtruhe und Sonn¬

tagsruhe ist ihnen gesichert. Im Gast- und Schank-

gewerbe dürfen Kinder nicht zum Ausschank und

zur Bedienung der Gaste verwendet werden; bei

öffentlichen Vorstellungen darf nur dann eine Mit¬

wirkung von Kindern gestattet werden, wenn

besondere Interessen der Kunst oder Wissen¬

schaft vorliegen. Bedürftigen Personen können

aus öffentlichen Mitteln Unterstü zungen dafür

gewährt werden, daß sie auf die Arbeit ihrer

Kinder verzichten; diese Unterstützungen gelten
dann nicht als Armenunterstützung.

Das Wichtigste und Schwierigste bei dem

Kinderschutzgesetz ist die Aufsicht über die Durch¬

führung, da es sich hier um Eingriffe in das Fa-

milien'eben und die Heimarbeit handelt. Die

Verantwortung für die Durchführung sowie für

den Erlaß einzelner genauerer Bestimmungen ist

dem Ministerium für Soziale Fürsorge üi ertragen;
die Mitwirkung der Polizei, der Gewerbeaufsicht,
der Gemeindeämter, der Jugendfürsorgeorgani¬
sationen, der Lehrer, der Ärzte usw. ist im Gesetz

vorgesehen. Der Minister ist ermächtigt, zur

Sicherung der Anwendung der Grundsätze dieses

Gesetzes im Auslande Vereinbarungen mit anderen

Staaten zu treffen. Es ist hier namentlich an den

Schutz der sogenannten „Hütekinder44 gedacht, die

nach Bayern und Württemberg vermietet werden.

Der Deutsche Verein fflr öffentliche und

Srivate
Fürsorge — diesen neuen Namen hat

ich der Deutsche Verein für Armenpflege und

Wohltätigkeit in Würdigung seiner im Laufe der

letzten Jahre veränderten Stellung zu den Pro¬

blemen zugelegt — hielt am 17. und 18. Oktober

in Berl n eine Konferenz ab über die künftige
Stellung der privaten Fürsorge im neuen Staut.

Die erste Rednerin, Frl. I)r. Baamt Hamburg,
führte aus w*e öffentliche und private Füi sorge

in gegenseitiger Abhängigkeit voneinander- stün¬

den und unter den heutigen Zeitverhältnissen

eine Erfüllung der Aufgaben durch die eine oder

andere Seite nicht möglich sei. Nur im kleinsten

Kreise reiche die private Liebes'äti^keit mit ihren

persönlich individualistischen Mitteln aus; sowie

sich die Probleme zu Massenproblemen erwei¬

terten, bedürfe sie des festen Rückhalts am Staat,
damit die Fürsorge allen zugute kommt, die

Kontinuität gewahrt wird und die geldliche Mög¬
lichkeit gegeben ist, der M">sser;p!obleme mit

genügenden Mitteln Herr zu werden. Aber die

staatliche Tätigkeit habe ihre Grenzen; nie könne

der Staat persönli hes Leben chaffen. Selbst

die Sozialdemokratie, die ihr» m Programm nach

alles in staatliche Formen gießen will, mache

dieser Erkenntnis Konzessionen, indem sie z. B.

der staatlichen Kriegsbeschädigten- und -hinter¬

bliebenenfursorge Beiräte, in den?n auch die

private Liebestäugkeit vertreten ist, angliedert,
weil sie dem rein behördlichen Apparat nicht

traut. Die staatliche Fürsorge bedarf der Ver-
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feinerung, der stets wachen Kritik, der I'fadfinder-

schaft der privaten Fürsorge. Der Staat ist

seinem Wesen nach Durchschnittswille; t»lles Be¬

sondere kommt bei ihm zu kurz; er arbeitet

bureaukratisch, d. h. unter weitgeh nder, ent-

seelender Arbeitsteil ing und Niederhaltung
starker eigenartiger persönlicher Initiative. Sr ine

Grenze liegt da, wo es sich um individuell pflege¬
rische Aufgaben band lt, wo beweglich, mit

frischer Initiative neue Aufgaben in Angriff ge¬

nommen werden müssen. Die Karitas, in ihren

Mitteln jetzt äußerst eingeschränkt, wird manche

in Zeiten starken Wollen s geschaffenen Zentralen

zusammenlegen, kostspielige Einrichtungen dem

Staat überlassen, und den Rest an Geld und

Kräften um so energischer zu Pionierarbeit be¬

nutzen müssen. Vor allem wird sie die Persön¬

lichkeiten stellen müssen, die im Rahmen der

öffentlichen und gemischten Wohlfahrtspflege
ehrenamtlich tätig sind. Die Rednerin ging weiter

auf die Notwendigkeit ein, die Arbeiterschaft, die

jetzt durch verkürzte Arbeitszeit und erhöhte

Löhne freier geworden sei, zur Mitarbeit heran¬

zuziehen.

Der zweite Berichterstatter, Dr. Polligkeit,
Frankfurt, ging auf de Frage der Kommunali¬

sierung der privaten Fürsorge ein. Entgegen
der Befürchtung weiter Kreise, daß eine weit¬

gehende Kommunalisierung die „unzeitgemäße44
private Fürsorge ganz ausschalten werde, äußerte

sich der Redner ziemlich optimistisch. Die freie

Liebestätigkeit sei schlechterdings unentbehrlich,
und gerade in den kommenden Zeiten der Leere

der öffentlichen Ka sen bedeute sie mit den großen
Summen, die sie alljährlich zur Verfügung stelle

(Redner beziffert sie auf etwa 300 Millionen), eine

sehr reale Macht, der sie sich durchaus bewußt

sein müsse. Die Frage sei, ob die neue Ab¬

grenzung zwischen öffentlicher und privater Tätig¬
keit nach Gebieten oder Funktionen zu erfolgen
habe. Je wen ger die Persönlichkeitsnote eine

Rolle spielt, um so mehr sei eine Arbeit für be¬

hördliche Erledigung geeignet. (Volkshygiene!)
Weniger befähigt sei der Staat für erziehlich-

pflegerische Aufgaben. Aktuell sei zur Zeit die

Frage der Kommunalisierung von Krippen, Kinder¬

gärten und Horten. Schon während des Krieges
zeigte sich die pri ate Fü- sorge nicht stark genug,
um die gewaltigen gesteigerten Aufgaben auf

diesem Gebiete zu bewältigen; vielleicht ließe

sich in geschickt organis erten gemischten Be¬

trieben die beste Lösung finden und die behörd¬

liche Arbeit mit einer persönlichen Note durch¬

dringen. Ein schwerer Fehler sei es, wenn man

der konfessionellen Arbeit nicht ihr Tätigkeitsfeld
ließe. Keine Kraft könne entbehrt werden. Um

zu einer möglichst straffen Konzentration aller

Kräfte zu kommen, müßten innerhalb der privaten
Liebestätigkeit Arbeitsgemeinschaften auf Grund

von Gesinnungsgemeinschaften geschaffen werden.

Dabei genüge es nicht, Vertreter aller Kreise zu¬

sammenzufassen; zur Bildung eines lebendigen
Willens gehöre Führung; und solche Führung,
die nicht Herrschaft sei, müsse die Gemeinde

stellen. Der Redner stellte weiter die Forderung,
daß die freie Liebestätigkeit eine Volksarbeit sein

müsse Nicht im Sinne eint r weitgehenden Heran¬

ziehung der Arbeiter zu ehrenamtlicher Mitarbeit,
sondern auch in der Schaffung eines Verhält¬

nisses von Gleichberechtigung zwischen Für¬

sorgern und Belürsorgtt n. Die Vereine müßten

mehr einen Durchschnitt des ganzen Volkes dar¬

stellen. — Die Kommtn -lisierung, wie sie heute

vorgenommen oder angestrebt werde, stecke viel¬

fach noch im Stadium der Kindej krankheiten.

Vieles werde sich bei der Verwirklichung als

undurchführbar erweisen. Was aber aus innerer

Notwendigkeit geboren sei, werde als dauerndes

Ergebnis Bestand haben.

Die Aussprache unterstrich im wesentlichen
die Ausführungen der beiden Redner. Als be¬

friedigende Lösung des Problems der Zusammen¬

fassung der öffentlichen und privaten Liebes¬

tätigkeit wurde sowohl von dem amtlichen Ver¬

treter als auch von dem Vertreter der freien
Vereine das württembergische Jugendamtsgesetz
bezeichnet. Eine Redoerin beklagte lebhaft die

Politisierung der Facharbeit in den Gemeinden.

Erstklassige, jahrelange Mitarbeiter in den De¬

putationen wurden um ihres politischen Stand¬

punktes willen ausgeschaltet. Daraus ergebe sich

eine schwere Beeinträchtigung der sachlichen

Arbeit der Gemeinden. Bedauert wurde, daß in

der Aussprache das Land nicht genügend ver¬

treten sei, zumal die großstädtischen Lösungen
für das Land nicht anwendbar seien. Allerseits

trat der Wille zutage, auch unter gewandelten
Verhältnissen in Gemeinschaft mit Staat nnd Ge¬

meinde weiter zu arbeiten und die Krise, nicht

nur die äußerliche, geldliche, sondern vielmehr

die innerliche der Umstellung auf die neue Zeit,
zu überwinden.

Die dritte Rednerin, Frl. Dr. Satomon, Berlin,
sprach zu dem Thema: Wie stellt sich der ein¬

zelne Sozialarbeiter oder die einzelne Organi¬
sation der privaten Fürsorge auf die neuen Ver¬

bältnisse ein? Sie berichtete, daß im Zusammen¬

hang mit der Revolution für die freie Liebes¬

tätigkeit große innere und äuLere Schwierigkeiten
erstanden seien. Die ehrenamtliche Tätigkeit
werde bekämpft, die Arbeit vielfach zu einer

Parteiangelegenheit herabgewürdigt, die Mittel¬

beschaffung bei der Verarmung der bisher ge¬
benden Schichten und bei der Unlust zu geben,
immer mühsamer. Nur zwingende Glaubenskralt

an die Mission der freien Liebestätigkeit könne

die Gebefreudigkeit wieder lebendig machen.

Erforderlich sei es, auch an die unteren Volks¬

schichten, die stets eine starke Hilfsbereitschaft
für ihresgleichen bewiesen hätten, herarzut eten.

Um die Vereine geldlich zu entlasten, müßteu

die Gemeinden den äußeren Verwaltungsapparat
bezahlen, so daß die privaten Mittel für die eigent¬
liche Unterstützungstätigkeit erhalten blieben.

Vor allem müßten die bisherigen Mitarbeiter, die

sich vielfach, erschreckt und angewidert von den

mancherlei unerfreulichen Begleiterscheinungen
der Revolution, von der sozialen Arbeit ab¬

wendeten, beeinflußt werden, nicht durch Kom¬

missionen und Institutionen, sondern durch starke

Führer. So verschieden auch die politischen An¬

sichten der Sozialarbeiter sein mögen, so gebe
es doch eine einheitliche Stellungnahme zur Re¬

volution und zum Sozialismus: den Glauben an

das Recht der Massen auf Anteilnahme an den

Kulturgütern und dem öffentlichen Leben unseres

Volkes und das Streben nach größerer Gerechtig¬
keit und Vollkommenheit des Gemeinschaftslebens

In dieser Gesinnung stimmten auch die Sozial¬

arbeiter, die die Wege des Sozialismus ablehnen,

mit diesen überein

Die Aussprache ergab weitgehende Über¬

einstimmung mit der Berich erstatterin. Ein

Redner verlangte die Schaffung von Vertretungen
der freien Liebestätigkeit der Behörden: Wohl

fahrtskammern. Während bei den Vertretern

der konfessionellen Vereine im allgemeinen Zu¬

versichtlichkeit obwaltete, die innere und äußere

Kr.se zu überwinden, wurden aus humanitären

Kreisen Besorgnisse in dieser Beziehung laut.

Verantwortlich ttr Redaktion Jetet Am*, Benin Verlag C Giebel, Berlin. Druck: ?. Behlickt 4 Cie., Berlin N M



Dmtföt &paz*ytämhnankit)t 1919
1. S)ie Slntei&e beträgt <3ünf <2>Miarben 9ttarf in $ünf Sflillionen Slnletyeföeinen 31t

tfintaufenb 9D?arf, rücf*a£lbar innerhalb 80 3afcren nac$ untenftefcenbem $ilgung«plane. 6ie

$ eingeteilt in fünf Reiben (A, B, C, D, E). 3ebe 9Reü)e enthält 2500 ©ruppen (l bi«

2500), jebe ©ruppe 400 Hummern (1 bi« 400).
2. Äalbjctyrlid) ftnbet eine ©ewimwerlofung naefy untenfte^enbem ©ewinnplane ftatt.
3. Q3om 1. 3<muar 1940 an fte&t bem 3n&aber ba« 9Secr;t ju, unter (fin^altung einer

ftunbigunq«fri[t t>on einem 3a£re bie 9Rücfjaj)lung jum Nennwert jujügltcfy be« 3ufcfylag«
ren 50 ^art für jebe« oerffoffene 5?alenberja$r unter $%ug *>on 10 ». iü. be« ©efamtbetrag«
ui »erlangen.

4. (Sollte oor bem 1. 3anuar 1930 eine neue gleichartige Gpar-^rämienanletye jur

2Iu^gabe gelangen, fo £aben bie 3n&aber ber 6tücfe biefer $lnletye ba« 3eidmung«oorrecfyt.
5. £)ie 3n^>aber ber Stücfe genießen bie untenftefcenben Steuerbegünstigungen.

ßetm'nnplan:
5 (Deiüinnc 311 1000000 Warf -

5 • * 500000 * =

5 « * 300000 =
¦-

5 « * 200000 * =

10 « - 150000 * =

20 * • 100000 * =

50 ** * 50000 * =

100 « . 25000 * =

200 - * 10000 * =

300 . . 5000 =

400 - * 3000 = =

400 « « 2000 = =

1000 . . 1000 . =

3m ganjen jebe« .öalbjafjr
2500 6etmnne über aufammen 2500C

5000000 Whd

2500000 .

1500000 --

1000000 .

1500000 =

2000000 =

2500000 s

2500000 --

2000000 =

1500000 =

1200000 =

800000 --

1000000 =

©ewinnoerlofungen ftnben am 2. Oanuar unb 1. duli jebe« 3a&re«, erftmal« im 9D?ärj
1920, ^tatt. 93ei jeber 93erlofung werben 2500 Gewinne im ©efamtbetrage t>on Jünfund*
jtpanjig Hlillioncn Hlarf gebogen. 5>ie gejogenen ©ruppen unb Hummern gelten für (amtliche
fünf 3veityen. &k werben im „3)eutfd)en 9^etd)«anjeiger" befanntgemacl)t. Sin mit einem

©eirinn gejogene« Stücf nimmt aud> ferner an ben ©ewinnjie^ungen bi« JU feiner Tilgung teil.

Ön unb ba«felbe 6tüct fann jebocfy in jeber 93ejie^ung nur einmal gewinnen. <S)ie ©ewinne

werben oon bem auf bie 93erlofung folgenben 1. ^ärj ober 1. September an, bie ber erften
3erlofung t>om 1. $lpril 1920 an unter $lbjug t>on 10 0. &. au«geja()lt.

Tilgungeplan:

3n Den Qaftren

1920

1930

1940

1950

im

1929

1939

1949

1959

1999

Stlflunfl

Ä< «""»«"«"«8

«matt

50 000

75 000

100 000

75 000

50 000

50000 000

75000000

100 000000

75 000 000

50 000 000

©onu«

tm jä^Tltcfier

«XJSjl; <t"»tln*n öefamtbetrag

SSlaxt gjiatf

25 000 1000 25 000 000

37 500 1000 37 500 000

50 000 1000 50 000 000

37 500 2000 75 000 OoO

25 000 4000 100 OOo 000

3>ie $ilgung«au«lofungen finben am 1. 3u(i jebe« 3a£re«, erftmal« am 1. 3uli 1920,
im \!lnfd)luf} an bie ©ewinnoerlofung ftatt. 3ur 'Jeftfteüung ber ju tilgenben Stücte (50000,
"5000 ober 100000) werben jebe«mal 4, 6 ober 8 Hummern gebogen. §)ie gezogenen
Gummen gelten für alle ©ruppen unb 9*ei(>en. Sie »erben im „3)eutfcf)en ?\€ic^«anjeiger"
Manntgemacf)t. 3ebe« gezogene 6tücf wirb ^um Nennwert jurücfge^al)lt mit einem 3ufct>lag
^on 50 ?Olt für jebe« bi« jur «Jälligfeit t>erffoffene 3af>r; bie 6tücfe jeber jweiten gezogenen
Kummer erhalten aufjerbem ben im ^ilgung«plan angegebenen Q3onu«. 5)ie Tilgung«fummen
mit 3ufc^lcg unb 93onu« werben t?on bem auf bie $lu«lofung folgenben 29. ^)ejember an

9«aen ^ud^änbigung be« 6tücfe« au«gejablt.



<3teuerfregünftigungen:
a) Befreiung eineä 23efi$e« bi« ju 25 Stücf oon ber 9cad>lafjfteuer unb bejügli$ berfelben

Stücfe oon ber Crrbanfallfteuer. fteine Scadjlafc ober (frbanfallfteuer für bie auf ben

tarnen dritter bei ber 3*ei$«banf ober anberen oom 9Rei<$«minifter ber Sinanjen noa)

zu benennenben Stellen auf fünf 3afcre unb mefcr ober auf $obe«faü hinterlegten (Stücfe

(bi« 10 Stücf bei jebe einzelne britte ^erfon).

b) £)er 93ermögen«5uwacf>«, ber ftety au« bem 93eft^e ber ^nletyeftücfe gegenüber bem bei

ber (Erwerbung ber Stücfe anjune^menben 93ermb*gen«wert ergibt, unterliegt ni$t ber

13efr$fteuer ((23ermögcn«juwacr;«fteuer).
0er SJeberföufj be« 93eräufcerung«werte« über ben $ilgung«wert bleibt frei oon ber

^apttatertrag«fteuer.
c) 3)ie bem 93eft$er ber Stücfe auf ©runb ber oorftefcenben 93eftimmungen auftefcenben

£eiftungen fowie ber au« bem 93erfauf ber Stücfe erhielte ©ewinn unterliegen im ©ewinnjabre

weber ber (finfommenfteuer noefy ber 5?apttafertrag«fteuer.

d) 93ei jeber ^Irt ber ^öefteuerung werben bie ^Inletyefcfyeme bei einer Stücfjafct oon 50 Stücf

böcbften« jum Nennwert, oom 20. 3a£re ab jum 5^ünbigung«werte bewertet.

3eid)mmg$bebütgungen:
1. ftnnabttiefUUen. 3eid)nungsftellen ftnb bie 9<eicb*bant unb bie im offiziellen 3eitt)nung$profpelt

aufgeführten ©elbinftitutc. Die Jctdjnungcn P6nncn ober autf) durd) Ocrmittlung jeder 6anf, jede«

danfiere, jeder Sparfaffe und flrcditg?nopTc-nfd>afi erfolgen. — 3eia)nungen toerben

oom ittonrog, den 10., bis fltitrtoocf), den 26. Hooembec 1919, mittags 1 Uhr

entgegengenommen. "y ruberer 3eicbnung«fcblufi bleibt oorbe&alten.

2. Jefcfmungöprciö. Der freiet für jebe« Spar-^rämienfiticf beträgt 1000 <3tt. öieroon finb 50<> 2R.

in 5 % Deutfcbcr ??eirf>0anleibe zum 9?ennrc>ert berechnet unb 500 9ft. in bar zu begleiten.

3. 6icf)Crl>cit0befleUun0. Bei ber 3eid>nunq t)at jeber 3eid)ner eine 3id>er^eit »on 10 °/o be« ge¬

zeichneten betrage» mit 100 3?c. für jebee "Prämienftücf in bar ju hinterlegen.

4. Jutßilung. (Die 3uteilung finbet tunlid)ft balb nacb bem 3eid)nung«fc$lu& ftatt Die <2lrt ber 33er-

teilung beftimmt baö ?\eicbsfinanzminifterium.

5. 6c3ahlung. Die 3eicb,ner ftnb verpflichtet, bie zugeteilten Beträge bi« jum 29. Dezember b. 3- i«

beglcicbcn. Die 'Begleichung bat bei berjenigen GteCle zu erfolgen, bei ber bie 3eid)nung angemeloet
morben ift.

Sollen 5 % Sdjulbbucbforbcrungen jur Begleichung oermenbet merben, fo ift fogteidj nad)

Grrbalt ber 3uteilung ein Eintrag auf Sluäreicbung t>on Sd^ulboerfetyreibungen an bie ??eicb>

fcbulbenoerroaltung. Bertin SW 68. Oranienftrafte 92-94, ju riepten. Der Eintrag mu§ einen auf Die

Begleichung ber öpar«"J>rämienftücfc bmmeifenben QJermert enthalten unb fpäteftena am 20. 3Y

zeniber b. 3- bei ber Cetebefcbulbenocrmaltung eingeben. Borbrucfe ju folgen Einträgen mit 3orm-
ven 6d)ull>'

3in«bogen

,„^„
...

„ ... 9—T.
. „

,,.. ^ ,.,-4e. SMefe

Sebulboerfcbreibungen fmb fpäteftens bt$ zum 20. 90Wrz 1920 ben in $lbfa$ 1 genannten 3eid)mina*'
ober BcrmittlungafteUen einzureieben.

t. Ausgabe der 6tÜ(fe. Die ^uägabe ber 'Prämienftücfe erfolgt im Februar 1920; ea>ulbbudj-
gläubiger cvbalton erforberlicbenfaUä bi« zur erften ©eroinnoerteilung im ^ärz n. 3- burd) ibrf

BermittlungeftoUcn ?tummcrnaufgabe. 3mifd)enfcbeine fmb niebt oorgefeben.

7. Umtaufä) der Kriegeonleiben. Die 9<eicb«banf toirb, fotoeit möglieb, unentgeltlich, Stücte ver

bbberem ^ennmert aU 500 SW. in tleine Gtticfe taufd>en.

Berlin, im ?^ooemi>er 1919 9^ei^öflnan5minifteriuttt
Olnleibe-^lbteilung.

„^^^^_^^___^__^.^.^_^_^.^__^.^.^__J^_^__^^.^^.^__^_ , , . . .
^__^^^
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